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Einleitung

Am Ende seines langen Lebens konnte Moriz Mohl auf eine parlamentarische 
Erfahrung zurückblicken, die im 19. Jahrhundert ihres gleichen sucht. Moriz 
Mohl gehörte der Nationalversammlung in Frankfurt, dem Zollparlament und 
dem Reichstag an. Vier Jahrzehnte, von 1849-1887, vertrat er den Wahlbezirk 
Aalen im Württemberger Landtag. Seinem »ständischen Beruf« ging er mit 
einer für die Zeit noch seltenen Professionalität nach. Nach seinem Ausschei­
den aus dem Staatsdienst widmete er sich ausschließlich der parlamentarischen 
Arbeit und der Publizistik, in der er meist die Themen des Landtags aufgriff.

Dieses außergewöhnliche und vielseitige Engagement bis an die Grenze des 
ihm gesundheitlich Zuträglichen bietet es an, am Beispiel Moriz Mohls die 
Arbeit eines Abgeordneten im Dreieck zwischen Gesellschaft, Parlament und 
Regierung zu untersuchen. In dieser gewissermaßen kleinsten Einheit des Par­
lamentarismus greift die vorliegende Arbeit das Programm auf, das Gerhard A. 
Riner 1974 in seiner grundlegenden Forschungsskizze »Entwicklungsproble- 

des deutschen Parlamentarismus«' entworfen hat: Das Wissen um die 
politischen Prozesse zwischen Regierung, Parlament, Parteien und Wählern im 
System der konstitutionellen Monarchie sei »vielfach noch ungenügend und 
schablonenhaft.«^ In den 70er und 80er Jahren entstanden nicht nur die Ge­
schichten einzelner Parlamente^ sondern auch zahlreiche Einzelstudien, die 
dem Bild der parlamentarischen Praxis des 19. Jahrhunderts inzwischen regio­
nal differenzierte Konturen verleihen. Die Forschungen von Manfred Hörner^ 
zu Baden und von Thomas Kühne* zu Preußen beantworten die Fragen nach 
dem Wahlrecht, den Formen der Wahlwerbung, der Praxis der Wahlhandlung 
und der sozialen Zusammensetzung der Wählerschaft. Die historische Wahl­
forschung sucht in akribischen Einzelstudien den »Zusammenhang zwischen 
sozialem Wandel, gesellschaftlicher Demokratisierung und einer Formver­
wandlung der politischen Stile« transparent zu machen^ oder die Wählerent­
scheidung auf jahrhundertelange territoriale, konfessionelle und geoökonomi- 
sche Traditionen und Gegebenheiten zurückzuführen.'’ Auch die Untersu-

me

‘ G. A. Ritter, Entwicklungsprobleme des deutschen Parlamentarismus, 1974, S. 11-54.
" Ebd.S.36f.
* In der Form des von G. A. Ritter herausgegebenen »Handbuch der Geschichte des deutschen 

Parlamentarismus«.
'• M. Hörner, 1987.
* T. Kühne, DreikJassenwahlrecht und Wahlkultur in Preußen, 1994.
^ P. Steinbach, Reichstagswahlen im Kaiserreich, 1992, S. 89-112, S. 89. Vgl. ders.. Die Politisie­

rung der Region, 1989, und für eine ähnlich umfangreiche Untersuchung auf kommunaler Ebene 
R. Waibel, Frühliberalismus, 1992.

^ S. Immerfall, 1992.
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chung der sozialen Basis der politischen Strömungen, beispielsweise der Veran­
kerung des Liberalismus in den Kommunen, verändert die Vorstellung von der 
Breite und dem Ort der politischen Mobilisierung und Partizipation der Bevöl­
kerung grundlegend.* Die Parteienforschung vertiefte die Kenntnis der formel­
len und informellen Organisationsstrukturen der liberalen Bewegung.^

Nicht nur die Frage nach der Entscheidungsmotivation der Wählerschaft, 
sondern auch die Frage nach den Bestimmungsgründen für das Abstimmungs­
verhalten der Parlamentarier fand differenzierte Antworten.'“ Die soziale Her­
kunft der Mandatsträger der einzelnen Land- und Reichstage war Gegenstand 
von Forschungsvorhaben."

Die vorliegende Untersuchung will sich die Ergebnisse und Fragestellungen 
der genannten Forschungsfelder zu eigen machen und der »Scharnierfunkti­
on«des Parlamentariers im System der konstitutionellen Monarchie nachge­
hen. Auch wenn die Stellung des Abgeordneten immer wieder in die Perspek­
tive der oben genannten Forschungsliteratur gerät, so fehlt doch bisher eine 

-Studie, die die Ebenen der Abgeordnetenarbeit, die gleichzeitig mit den ge­
nannten Forschungsschwerpunkten korrespondieren, exemplarisch zusam­
menführt und in ihrer Entwicklung über einen langen Zeitraum hinweg ver­
folgt. Die Biographie dient dabei gleichsam als Sonde, mit der die parlamentari­
sche Praxis, der Kontakt zwischen Wählern und dem Mandatsträger und die 
Zusammenarbeit mit Fraktionen und Parteien auf der Ebene des Abgeordneten 
analysiert werden kann, um damit einen Beitrag zur »empirischen Entschlüsse­
lung der Chiffre >konstitutionelle Monarchie<«'3 zu leisten.

Moriz Mohl eignet sich für ein solches Forschungsvorhaben nicht nur 
wegen seines Lebenslaufs und der persönlichen Eigenheiten, sondern vor allem 
durch die Tatsache, daß er seinem Beruf in Württemberg nachging. Der würt- 
tembergische Konstitutionalismus ist besser erforscht als derjenige anderer 
Staaten des Deutschen Bundes. Hartwig Brandts Arbeit »Parlamentarismus in 
Württemberg 1819-1870« legt die »Anatomie« des Landtags bloß und infor­
miert über die Arbeitsweise im Plenum, die Kompetenzen der Kammer, das 
Verhältnis von Regierung und Landtag. Durch die Darstellung der Wahlkämp­
fe und der Parteibildungsprozesse kommt das Umfeld des Landtags in den 
Blick. Die parteipolitischen Strömungen der Jahre 1849-1870 arbeitet Dieter 
Langewiesche mit der Untersuchung ihrer ideologischen Trennlinien, ihrer 
organisatorischen Entwicklung und ihres Verhältnisses zur Öffentlichkeit klar 
heraus."'* Werner Boldts Dissertation über die württembergischen Volksvereine 
erschließt Organisation und Parteiverständnis der Demokraten in der Revolu-

12

g
P. Müller, 1990, P. Nolte, Gemeindebürgertum und Liberalismus, 1994. 

^ D. Langewiesche, Liberalismus und Demokratie, 1974; A. Biefang, 1994.
W. SiEMANN, Nationalversammlung, 1976; H. Best, Die Män 

^ ^ B. Haunfelder, Biographisches Handbuch, 1994.
H. Boldt, Die Stellung des Abgeordneten, 1979.
H. Brandt, Parlamentarismus in Württemberg, 1987.
D. Langewiesche, Liberalismus und Demokratie, 1974.

Bildung und Besitz, 1990.ner von
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tion 1848/49.’* Die Habilitationsschrift von Bernhard Marm’^ bietet weit über 
den Titel hinausgehend auch eine Geschichte Württembergs und seiner politi­
schen Parteien in der Revolution, die sich mit der parallel entstandenen Studie 
von Manfred Botzenhart über den deutschen Parlamentarismus 1848/49 er­
gänzt.’*’ Die politischen Differenzen zwischen Moriz Mohl und der demokrati­
schen Volkspartei, die 1864 gegründet wurde, können mit der Arbeit von 
Gerlinde Runge nachvollzogen werden.’* Adolf Rapp zeichnet die publizisti­
sche und parlamentarische Diskussion der Nationalen Frage in Württemberg 
im Jahrzehnt vor der Reichsgründung nach.’^

Eine Biographie über Moriz Mohl ist wiederholt als Desiderat der For­
schung bezeichnet worden. Das bisherige Bild Mohls in den biographischen 
Skizzen ist geprägt von dem, was Hartwig Brandt milde als »marottenhaft«^° 
umschreibt. Der Revolutionshistoriker Veit Valentin führt den gebürtigen 
Stuttgarter mit den Worten ein: »Moritz Mohl war ein sehr ehrlicher, ein sehr 
anständiger Mann - ein rechter Süddeutscher aus dem Gebirge, mit der seltsa­
men Verbindung von Engigkeit und Weite des Wesens, ein reaktionärer Revo­
lutionär, ein verspießter Prophet, ein intoleranter Weltweiser [...]«.^’ Hans Ro­
senberg nennt ihn einen »knorrigen und rechthaberischen Kämpfer« und for­
dert dennoch eine Revision des bisherigen Bildes von Mohl.^^ Die Darstellung 
will weder diese Eigenheiten für sich ausbeuten, noch sie als vordergründige 
Erklärungsmuster für Mohls Verhalten gebrauchen.

Für die Auswahl Mohls spricht seine ungewöhnliche parlamentarische Er­
fahrung, das breite Spektrum der politischen Interessen, die außerordentliche 
Kompetenz, die er als Nationalökonom besaß, und ein beispielloses Engage­
ment als Berufsparlamentarier und Publizist, das in zahllose Debattenreden, 
Ausschußberichte, Buchpublikationen und Zeitungsartikel floß. Immer wieder 
bezog Moriz Mohl exponiert Stellung zu grundlegenden Fragen seiner Zeit. Als 
junger Mann vertrat er 1828 gegen die Mehrheit der liberalen Gesinnungsge­
nossen und gegen die Politik der Regierung das Konzept einer umfassenden 
Wirtschaftspolitik zur Forcierung der Industrialisierung. Während der Revolu­
tion markierte er in der Paulskirche mit der Forderung nach der Abschaffung 
des Adels und mit seinem Plädoyer für den Ausschluß der Juden vom Genuß 
der Grundrechte zwei Extrempunkte in der Diskussion um die bürgerliche 
Gleichheit. Im württembergischen Landtag der 1850er Jahre gehörte Mohl zu 
den schärfsten Kritikern des Reaktionsregimes. Das sogenannte Reichsgrün-
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’ * W. Boldt, Die württembergischen Volksvereine, 1970.
B. Mann, Die Württemberger und die deutsche Nationalversammlung, 1975.
M. Botzenhart, Parlamentarismus 1848,1977,

’* G. Runge, 1970.
A. Rapp, Die Württemberger und die nationale Frage, 1910.
Moriz Mohl »gehört zu den größten, aber auch den marottenhaftesten Parlamentariern der Epo­
che. Seine Eigenheiten bieten Stoff für eine Biographie, die Exemplarisches darstellen könnte.« 
H. Brandt, Parlamentarismus, 1987, S. 153.
V. Valentin, 1930/31, Bd. 2, S. 318.
»Hier bietet sich ein gutes Thema für eine Doktorarbeit.« H. Rosenberg, Honoratiorenpolitiker, 
1970, S. 183, Amn. 51.
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dungsjahrzehnt sah ihn als meinungsführenden großdeutschen Publizisten, der 
sich bis über den Ausbruch des Krieges 1870 hinaus konsequent gegen das 
preußische Kaiserreich stemmte. Bereits während der 1860er Jahre wandelte 
sich der Radikaldemokrat der Revolution zum Konservativen, der sich mit der 
ihm eigenen Beharrlichkeit der Reformpolitik von Regierung und Liberalen zu 
widersetzen suchte.

Diese Vielschichtigkeit und Produktivität über ein langes Leben hinweg 
- das erste Buch veröffentlichte er 1828, die letzte Broschüre 1886 - sind wohl 
eine der Ursachen, warum zur Person Moriz Mohls »der literarische Ertrag 
vorerst gering«^^ ist. Bisher liegen nur zwei schmale, maschinenschriftliche 
Dissertationen aus den zwanziger Jahren vor. Hans Lewins Arbeit über den 
Handelspolitiker Mohl ist nach dem heutigen Archivstand überholt.Karl 
Stegers Abhandlung zu den politischen Gedanken von Moriz Mohl ist eine 
Zusammenstellung von Exzerpten aus dessen Werken mit einer »Würdigung« 
des antisemitischen Auftretens, die keinerlei wissenschaftlichen Wert hat."'’ Nur 
dort, wo das Schlaghcht eines anders ausgerichteten Forschungsinteresses auch 
auf die Person Mohls fällt, erfährt man Neues über ihn. Vier Forschungs­
schwerpunkte sind hier zu nennen: Die Industrialisierung Württembergs, die 
Revolution von 1848, die Nationale Frage in den 1860er Jahren sowie die 
württembergischen Parteien und der Landtag.

Die vorliegende Arbeit will keine abgeschlossene Biographie Mohls von der 
Wiege bis zur Bahre bieten, die alle Aspekte seines Lebens gleichberechtigt 
berücksichtigt. Das übergeordnete, erkenntnisleitende Interesse der Darstel­
lung wendet sich den Strukturen der Abgeordnetenarbeit zu, die am Beispiel 
der Landtagsarbeit der 1850er und 1860er auf den Ebenen des Landtags und 
seiner Kommissionen, der Regierung, der politischen Parteien und Fraktionen, 
des Wahlkreises sowie der Publizistik untersucht werden.

Auf der Ebene des Landtags boten sich dem Abgeordneten drei Mittel der 
Einflußnahme: Das Rede- und Antragsrecht, die Mitarbeit in den Kommissio­
nen und der Anschluß an eine Fraktion. Mohls Auftreten im Landtag der 
18 5 oer Jahre bietet zunächst die Gelegenheit, der Opposition gegen die Reakti- 
ons- und Wirtschaftspolitik der Regierung mit dem Mittel der parlamentari­
schen Rede nachzugehen. Dabei kann auch die Umsetzung seiner Forderung 
nach der wissenschaftlichen Fundierung der Gesetzgebungstätigkeit beobach­
tet werden. An einem einzelnen Beispiel, der Debatte der württembergischen 
Gewerbeordnung von 1862, soll der Einsatz des Antrags- und Rederechtes, der 
Kommissionsbeschlüsse und -berichte sowie der Fraktion ausgeführt und ge­
wichtet werden.

Der wissenschaftliche Anspruch Mohls an die Arbeit des Parlamentariers 
steht im Mittelpunkt des Kapitels über seine Kommissionsberichterstattung.

14

H. Brandt, Parlamentarismus, 1987, S. 153. 
H. Lewin, 1922.
K. Steger, 1923.
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Die Praxis der parlamentarischen Berichterstattung fand bisher noch nicht die 
Aufmerksamkeit der Forschung. Selbst Hartwig Brandt kommt hier wenig 
über die Beschreibung des formalen Geschäftsganges hinaus. Die Untersu­
chung der Vorarbeiten für die Kammerberichte, die der umfangreiche Nachlaß 
Moriz Mohls erlaubt, gewährt Einblick in den Versuch, mit dem Mittel des 
Ausschußreferates das Handeln von Regierung und Vewaltung zu kontrollie­
ren und zu lenken. Moriz Mohl bediente sich dabei mit einem Engagement, das 
nur dem Berufsparlamentarier möglich war, der modernsten wissenschaftlichen 
Methoden. Durch statistische und qualitative Erhebungen mit Eragebögen, 
durch Augenscheinnahmen vor Ort und die Heranziehung behördlicher Quel­
len versuchte er, die Selbständigkeit des Parlamentes zu stärken, indem er den 
Landtag von den Informationen der Regierung unabhängig machte. Am Bei­
spiel der Akteneinsicht sollen Grenzen und Möglichkeiten der Zusammenar­
beit zwischen Regierung und Parlament auf einer bisher noch nicht untersuch­
ten Ebene der parlamentarischen Praxis sichtbar gemacht werden. Dauer, Um­
fang und Erfolg der Mohlschen Berichterstattung spiegelt auch das 
Kräfteverhältnis zwischen Ministerialbürokratie und sporadisch versammelter 
Kammer auf der Ebene parlamentarischer Alltagsarbeit wider.

Das wechselvolle Verhälmis Moriz Mohls zu den Eraktionen und den 
Parteien zeigt zum einen sein Parteiverständnis und zum anderen - im Konflikt 
zwischen der Ereiheit des Mandats und der Fraktionsdisziplin - sein Selbstver­
ständnis als Abgeordneter. Die Reaktion der Fraktionen auf das Verhalten 
Mohls erlaubt Rückschlüsse auf deren Organisationsgrad und die Freiräume, 
die dem einzelnen Abgeordneten in einer dichter werdenden Parteien- und 
Fraktionslandschaft blieben. Vor dem Hintergrund der gut erforschten Partei­
engeschichte Württembergs wird zu fragen sein, warum Mohl in der Revoluti­
on 1848/49 nach der Rückkehr aus Frankfurt intensiv in der Führung der 
württembergischen Volkspartei mitarbeitete, während er sich den Parteibil­
dungsbestrebungen der Liberalen und Demokraten in den 1860er Jahren völlig 
verschloß. Daraus ergibt sich die weiterführende Frage, ob und wie der Orga­
nisationsgrad der Parteien die Position des Honoratiorenpolitikers auf der 
Ebene des Wahlkreises veränderte.

Mohl standen neben den politischen Parteien in der Publizistik und dem 
Auftreten im Wahlkreis weitere Mittel zur Verfügung, um für seine Ziele in der 
Öffentlichkeit zu werben. Die Untersuchung der politischen Arbeit Mohls im 
Wahlkreis, mit der er seinen Erfolg bei den Landtagswahlen auch gegen die 
politischen Parteien sicherte, verfolgt drei Aspekte:

I. Die Beschreibung der Wahlkämpfe legt die Mittel dar, mit denen Mohl 
unter dem wechselnden Wahlrecht für sich werben konnte, und erlaubt über 
die Themen der Wahlkämpfe Rückschlüsse auf politische Gemeinsamkeiten 
und Differenzen zwischen den Wählern und ihrem Abgeordneten und die 
Wahrnehmung seiner Arbeit im Parlament. Die Analyse der Wahlergebnisse 
fragt nach der Motivation der Wählerschaft. Dabei wird die These Hartwig 
Brandts zu überprüfen sein, daß ökonomische Motive das Verhalten der Wäh­
ler noch nicht bestimmt hätten.

15
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2. Die Untersuchung der Aalen er Vereine und Parteien wird den Rückhalt 
Mohls im Honoratiorengefüge der Oberamtsstadt zeigen. Gleichzeitig kom­
men dabei die soziale Basis der liberalen Parteien und die Probleme der partei­
politischen Durchdringung der Provinz in den Bhck.

3. Der Erfolg Mohls scheint ohne kontinuierlichen Kontakt zum Wahlkreis 
kaum denkbar. Es wird zu fragen sein, mit welchen Mitteln und mit welcher 
Intensität Mohl den Austausch mit den Wählern suchte. Die Inszenierung 
dieses Verhältnisses durch Mohl spiegelt wiederum sein Selbstverständnis als 
Abgeordneter wider.

Die Verknüpfung zwischen Biographie und Institutionengeschichte birgt 
Schwierigkeiten für die Gliederung der Darstellung wie für die Fragestellung in 
sich. Die Gliederung sucht den Ausgleich zwischen biographischer und syste­
matischer Fragestellung, indem sie die Darstellung der einzelnen Strukturen der 
Abgeordnetenarbeit der Chronologie unterordnet. Dabei muß zum einen die 
Beantwortung der systematischen Fragen, etwa zu den Parteien oder den Wah­
len, in mehrere Kapitel aufgeteilt werden. Zum anderen folgt beispielsweise die 
Fraktionsbildung im Landtag zwischen 1855 und 1868 anderen zeidichen Zä­
suren, so daß hier die Chronolgie zugunsten einer geschlossenen Darstellung 
aufgebrochen werden muß.

Der erste Teil der Arbeit behandelt den Zeitraum bis 1848. Moriz Mohl 
entwickelte bereits als junger Mann ein abgeschlossenes wirtschaftspolitisches 
Konzept, das über den gesamten Untersuchungszeitraum seine politische Ar­
gumentation in den Parlamenten trug. Im Staatsdienst versuchte er mit wech­
selndem Erfolg seine wissenschaftliche Kompetenz fruchtbar zu machen. Das 
Debüt Mohls als Abgeordneter während der Revolution wird im zweiten Teil 
zeitlich gebunden auf allen Ebenen der parlamentarischen Arbeit in Wahlkreis, 
Plenum, Ausschuß, Fraktion und Partei vorgeführt. Die repressive Politik der 
Reaktionsregierung konzentrierte die politische Opposition auf das Plenum 
des Landtags, welcher in der Reaktionsdekade weitaus häufiger und länger 
versammelt wurde als in den 1860er Jahren. Der dritte Teil der Arbeit trägt der 
zentralen Position des Landtags Rechnung und wendet sich daher dem Debat­
tenredner Mohl zu. In den 1860er Jahren verlagerte sich der Schwerpunkt der 
politischen Diskussion zum einen vom Plenum auf die entstehenden Parteien 
und die Publizistik, zum anderen verwendete Mohl den größten Teil der Ar­
beitszeit auf die Berichterstattung. Die Darstellung löst sich daher vom Plenum 
und wendet sich den Kommissionsarbeiten und dem Verhältnis zu Fraktion 
und Partei zu. Erst auf der Basis der bis dahin erarbeiteten Ergebnisse ist es 
sinnvoll, eine Analyse der Beziehung zwischen Mohl und den Wählern vorzu­
nehmen.

Auch die Fragestellung muß den Kompromiß zwischen der Biographie und 
der Strukturanalyse finden. Die Untersuchung der Institution des Abgeordne­
ten im Konstitutionalismus macht es notwendig, zahlreiche disparate Fragestel­
lungen, die die Parlamentarismusforschung entwickelte, aufzunehmen. Diese 
Fragestellungen besitzen eine unterschiedliche Reichweite: von der Rolle des 
Landtags im württembergischen Verfassungsleben bis zu einer gleichsam men-



Einleitung

talitätsgeschichtlich zu fassenden Einstellung eines einzelnen Abgeordneten 
gegenüber politischen Parteien. Diese dennoch als systematisch zu bezeichnen­
den Fragen müssen nun mit der Biographie Mohls verknüpft werden, der eine 
extrem widersprüchliche, außerordentlich vielseitig interessierte Person war. 
Für die institutionengeschichtliche Seite der Arbeit ist der biographische An­
satz eine hinderliche Verengung der Perspektive. Die Analyse des Wahlverhal­
tens würde durch einen breiteren, mehrere Wahlkreise umfassenden Vergleich 
gewinnen. Das Bild der liberalen Bewegung in Aalen erhielte schärfere Kontu­
ren, wenn zusätzlich zur Trägerschaft des Vereinswesens noch die Kommunal­
politik nach dem Vorbild der Studien Raimund Waibels und ein genaues sozia­
les Profil der Stadt nach der Anregung Lothar Galls in die Studie einbezogen 
werden würden.^^ Der Landtag der 1850er und 1860er Jahre ist, sieht man von 
der Wirtschaftspolitik ab, gut erforscht, während der Landtag der 1870er und 
1880er Jahre noch terra incognita ist. Aber Mohl stand in den ersten beiden 
Jahrzehnten auf dem Höhepunkt seiner parlamentarischen Wirksamkeit. Nach 
der Reichsgründung wurde er konsequent aus den Kommissionen ferngehalten 
und isolierte sich selbst von Fraktionen und Parteien. Die Wahlkämpfe seit 
1871 wurden allein von den Konfessionsgegensätzen dominiert. Weder Mohls 
Verhältnis zu den Fraktionen und Parteien noch der Einfluß der Landtagsarbeit 
im Wahlkreis hätten sich bei einer Verlagerung des Untersuchungsschwer­
punkts in die Zeit nach 1870 beobachten lassen.

Der biographische Zugang bietet jedoch auch Vorteile und Chancen, die die 
genannten Einschränkungen aufwiegen. Die Wahlen im Untersuchungszeit­
raum waren Persönlichkeitswahlen, die sich in einem Geflecht aus persönlichen 
Beziehungen, politischen und wirtschaftlichen Interessen und gewachsenen 
konfessionellen und territorialen Traditionen entschieden. Die mikrohistori­
sche Konzentration auf einen Abgeordneten und einen Wahlkreis erlaubt es, 
durch die Analyse der Landtagsarbeit auf der einen und der gesellschaftlichen 
Struktur des Wahlkreises auf der anderen Seite dieses sehr wechselvolle Verhält­
nis über einen langen Zeitraum kontinuierlich zu beobachten. Die Perspektive 
des einzelnen Abgeordneten schärft den Blick auf das teilweise gegenläufige 
Zusammenspiel der unterschiedlichen Elemente der politischen Parteien: Frak­
tion, politische Organisation in der Hauptstadt und liberales MiHeu in der 
Provinz.

Die Untersuchung dieser vielfältigen Verknüpfungen setzt eine dichte 
Quellenüberlieferung für alle Ebenen der Abgeordnetenarbeit voraus. Gerade 
die Quellenlage spricht daher für den biographischen Ansatz der Arbeit. In 
weit über 800 Briefen an seine Brüder äußert sich Moriz Mohl detailliert zu 
allen Aspekten der parlamentarischen Praxis. Neben diesem für die württem- 
bergische Landesgeschichtsschreibung unentbehrlichen Briefnachlaß der Fa­
milie Moser-Mohl besitzt die Landesbibliothek in Stuttgart Teile des persönli­
chen Nachlasses von Moriz Mohl, die von der Bibliotheksverwaltung erst
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durch meine Recherchen als auch handschriftliches Material enthaltender 
Nachlaß wahrgenommen wurden/^ Die Forschung nutzte die »Mohlsche 
Sammlung« bisher noch nicht. Dieser mehrfach aufgeteilte Bestand aus über 
loo Kapseln enthält die Materialien, die Mohl für seine wissenschaftliche und 
parlamentarische Arbeit nutzte. Unter die Broschüren, Statistiken, amtlichen 
Drucksachen, Parlamentsberichte und Protokolle aus ganz Europa, Zeitungs­
und Zeitschriftenartikel sowie Flugschriften sind handschriftliche Exzerpte 
und Notizen Mohls sowie Korrespondenzen gemischt. Diese Briefe stehen 
meist im Zusammenhang mit der Ausschußberichterstattung und enthalten 
Auskünfte, aber auch Bitten und Petitionen aus allen Teilen des Landes. Verein­
zelt finden sich auch Briefwechsel mit den württembergischen Ministerien. Die 
Praxis der parlamentarischen Berichterstattung kann durch diesen Quellenfund 
nun auf breiter Basis vorgestellt werden. Für die Untersuchung der persönli­
chen Beziehungen Mohls zu den Wählern, die sonst kaum Spuren hinterlassen 
haben, waren die Briefe aus dem Wahlkreis außerordentlich wertvoll.

Der Nachlaß Mohls ergänzt in glücklicher Weise die stenographischen 
Protokolle und die Drucksachen der Parlamentsverhandlungen, die das Quel­
lenfundament der vorliegenden Untersuchung bilden. Die Akten der württem- 
bergischen Ministerien im Fiauptstaatsarchiv Stuttgart wurden für die Fragen 
nach Mohls Tätigkeit als Beamter, für die polizeiliche Überwachung der politi­
schen Arbeit, sowie für Ablauf und Ergebnis der Wahlhandlung herangezogen. 
Die Bestände der Kreisregierung Ellwangen und des Oberamtes Aalen infor­
mierten über die Wahlen, die politischen und gesellschaftlichen Vereine und die 
politischen »Umtriebe« im Wahlkreis. Die einschlägigen Akten im Stadtarchiv 
Aalen ergänzten die Kenntnisse.

Eür die Formen und Inhalte des Wahlkampfes, die Identität der Unterstüt­
zer wie Gegner Mohls und deren gesellschaftliche Stellung erwiesen sich die 
Wahlinserate, die Lokalberichte und Vereins- und Gesellschaftsnachrichten des 
Amtsblattes als sehr ergiebige Quelle. Die Berichte der überregionalen Presse 
über die Wahlkämpfe und die Parteibildung in Aalen runden das Bild ab.

Ein Teil wurde daraufhin aus der Abteilung »Seltene Drueke« in die Handschriftenabteilung 
übernommen.



Erster Teil

Die Jahre vor 1848
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Moriz Mohl, Zeichnung von Heinrich Hoffmann



Erstes Kapitel

Herkunft und Ausbildung

»Ich habe das Glück, sowohl von väterlicher als mütterlicher Seite, aus einer 
nicht bloß ehrenwerten, sondern angesehenen, nach Landesverhälmissen 
wohlhabenden und zum Theil berühmten Familie abzustammen,« eröffnet 
Robert Mohl, der ältere Bruder Moriz Mohls, seine Lebenserinnerungen.'

Moriz Mohl war ein Sproß der altwürttembergischen Ehrbarkeit^ jener 
ökonomisch durchaus heterogenen politischen Führungsschicht, die ihre Ei­
genschaft als Amtsträger einte, und die sich mit ihrem Amt das Recht auf die 
Landstandschaft erwarb. Diese Honoratiorenschicht sah sich als Repräsentati­
on des Landes gegenüber dem Landesherren und konnte diesen Anspruch in 
teilweise harter Opposition gegen die absolutistischen Bestrebungen des Hau­
ses Württemberg durchsetzen.^ Mohls Urgroßvater väterlicherseits Johann Ja­
cob Moser (1701-1785)“', Professor für Staats- und Völkerrecht, und als Verwal­
tungsfachmann in den Diensten verschiedener deutscher Staaten, saß von 
1759-1764 auf dem Hohentwiel gefangen, da er von dem württembergischen 
Herzog Karl Eugen als Verfasser einer Schrift gegen die Bewilligung von 
Kriegsgeldern verdächtigt wurde.

Sicherlich muß es im Bereich der Spekulation bleiben, ob über die Eamilie 
des Vaters das Vorbild couragierter ständischer Opposition vermittelt wurde, 
die Moriz Mohl über Jahrzehnte, seinen Bruder Robert zumindest bei seinem 
Abschied aus dem Staatsdienst im Jahre 1844 auszeichnete, sobald staatliches 
Handeln ihr bürgerliches Selbstbewußtsein verletzte.

Der Vater selbst, Beniamin Ferdinand v. Mohl, stellte sich rückhaltlos in die 
Dienste des entstehenden neuwürttembergischen Staates, nachdem er durch die 
Auflösung der Karlsakademie in Stuttgart seine dortige Professur verloren 
hatte. Als Okkupationskommissär half er die in der Rheinbundzeit an Würt­
temberg gefallenen Gebiete unter die württembergische Verwaltung zu zwin­
gen, 1818 ging der Vater als Regierungspräsident nach Ellwangen und machte 
so den Namen Mohl in Moriz Mohls späterem Wahlkreis bekannt. Das würt­
tembergische Innenministerium leitete er 1830 kommissarisch und von 1826 bis 
zu seinem Tod im Jahre 1845 war er Schriftführer der i. Kammer. In diesem

' R. V. Mohl, Lebenserinnerungen, 1902, Bd. 1,5./. Die folgende Darstellung kann sich auf einen 
knappen Überblick beschränken, da E. Angermann, 1962, ein genaues und farbiges Bild der Fa­
milie Mohl zeichnet.

^ Vgl, dazu M. Hettling, 1990, S. 33, der eine Zusammenfassung des Forschungsstandes gibt.
^ M. Hettling, 1990, S. 24.

K. Bader, i960.
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Amt erwies sich Beniamin Ferdinand v. Mohl als unbedingter Anhänger der 
Regierung Wilhelms L, »im Sinne eines aufgeklärten Beamtenabsolutismus.«*

Erich Angermann schildert den Vater auf der Grundlage der Briefe des 
Sohnes Robert als »nicht ohne Talente, aber amusisch und in manchen Dingen 
etwas beschränkt, ohne besondere Gabe zu gutem menschlichem Kontakt, aber 
von ehrenwertem und aufrechtem Charakter.«® Der Verlauf der Untersuchung 
wird zeigen, daß Moriz Mohl im Alter schrittweise die Unbefangenheit gegen­
über dem Einsatz staatlicher Gewalt annahm, die der Vater wohl vermittelt 
hatte.7 Die Überschätzung staatlicher Handlungsspielräume, die dem Selbstbe­
wußtsein der Beamtenfamilie entsprungen sein mag, läßt sich bereits in seinem 
ersten Buch finden.* Das Erbe der väterlichen Familie war ein janusköpfiges, 
wenn man denn Familientraditionen als Deutungsmuster gelten lassen will: 
unbedingte Opposition gegen die Regierung und ein leidenschaftliches Plädoy­
er für eine Ausdehnung der staatlichen Kompetenz gegenüber der gesellschaft­
lichen Sphäre konnten bei Mohl zusammenfallen.

Die Mutter Louisa Friederica Autenrieth verfügte über ein ihrem Mann 
geradezu entgegengesetztes Temperament. Die Tochter des Geheimen Rates 
und Kammerdirektors Jakob Friedrich Autenrieth und Schwester des Kanzlers 
der Tübinger Universität Ferdinand v. Autenrieth wird in den Memoiren ihres 
Sohnes Robert als außerordentlich geistreiche und witzige Frau gezeichnet, die 
mit der sprichwördichen Tüchtigkeit der schwäbischen Hausfrau auch die 
Erziehung ihrer fünf Söhne fest im Griff hatte. Bei aller unerbittlichen Strenge 
der Erziehung - so sahen sich die Gebrüder Mohl bis zu ihrem 15. Lebensjahr 
der Zumutung ausgesetzt, vermeintlich gesunden Kinderbrei zum Abendessen 
serviert zu bekommen - sorgte sie durch gesellschafdiche Einladungen dafür, 
ihren Söhnen ein außerordentlich höfliches und sicheres gesellschaftliches Auf­
treten zu vermitteln. Auch wenn Moriz Mohl nie die souveräne Weltgewandt­
heit seiner älteren Brüder Robert und Julius erreichte, da er sich bei Ausseinan­
dersetzungen selten zu einem konzilianten Verhalten verstehen konnte, erleich­
terten ihm seine überaus höflichen Umgangsformen doch den Kontakt zu 
Wählern, Gesinnungsgenossen und Regierungsvertretern.

Die Erziehungsvorstellungen der Eltern richteten sich nach den bürgerli­
chen Idealen Ordnung, Pünktlichkeit und geistige Selbständigkeit.^ Die Werte 
der Erziehung wurden dabei nicht auf religiöse Inhalte zurückgeführt. Die 
Haltung der Eltern zu religiösen Fragen nennt Robert Mohl »vollkommen 
rationalistisch«.'“ Moriz Mohl fehlte dann auch jede Achtung vor religiösen 
Traditionen und damit auch ein Gefühl für entsprechende Empfindlichkeiten. 
Das erlaubte ihm grundlegende scharfsichtige Kritik am kirchlichen Einfluß auf 
das Erziehungswesen ebenso, wie seine offen und unsensibel vorgetragenen
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* H. Brandt, Parlamentarismus, 1987, S. 195.
E. Angermann, 1962, S, 20.

^ So auch E. Angermann, 1962, S. 21 für Robert Mohl.
M. Mohl, Über die württembergische Gewerbsindustrie, 1828. 

^ E. Angermann, 1962, S. 20.
R. V. Mohl, Lebenserinnerungen, 1902, Bd. i, S. 28.
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Argumente die politische Arbeit im Wahlkreis durch die entschiedene Gegner­
schaft mal der evangelischen, mal der katholischen Geistlichkeit erschwerte.

Die Ausbildung und die Karriere seiner fünf hochbegabten Söhne verfolgte 
der Vater zielstrebig und unter dem Einsatz großer finanzieller Mittel, aber 
auch aller seiner persönlichen Verbindungen." Er verteilte die Söhne auf die 
verschiedenen Eakultäten der Universität Tübingen: Robert studierte Rechts­
wissenschaften, Julius Theologie, Moriz Staatswirtschaften, Hugo Medizin und 
der jüngste Bruder Eduard Philosophie. Damit wollte der Vater vermeiden, daß 
sich die Brüder im württembergischen Staatsdienst Konkurrenz um die zu­
künftigen Spitzenstellungen machen würden. Die Brüder wurden vom Vater 
freilich nicht auf einen so regionalen Horizont festgelegt, wie die Lebenswege 
von
Summe von 6 ooo fl. - sicher mehr als zwei seiner Jahresgehälter - für einen 
mehrjährigen Auslandsaufenthalt zur Verfügung.

Moriz Mohl entschloß sich 1819, dem Wunsch des Vaters folgend, zum 
Studium der Staatswirtschaft in Tübingen. Diese Fakultät war erst 1817 auf 
Weisung des Ministers für Kirchen- und Schulwesen Karl August Freiherr von 
Wangeidieim mit Unterstützung durch den Tübinger Professor der Kameral-, 
Polizei- und Finanzwissenschaft Friedrich Karl Fulda" und durch Friedrich 
List gegründet worden.Die Fakultät sollte dem neuwürttembergischen Staat 
einen akademisch gebildeten Beamtennachwuchs heranbilden. Gelehrt werden 
sollte: Theorie der Staatswirtschaft, Staatsverwaltungspraxis, Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Technologie, Handels- und Bergbaukunde, Bürgerliche Bau­
kunst.

Über die Fakultät selbst, die tatsächlichen Inhalte und die Qualität der 
Vorlesungen gibt es keine neuere Untersuchung.'’ Eberhard Naujoks knappe 
Bemerkungen stützen sich auf die Lebenserinnerungen Robert Mohls'^, der 
seinen Kollegen Mangel an Kompetenz und Systemlosigkeit unterstellt, den 
Dekan Friedrich Karl Fulda als Physiokraten bezeichnet und insgesamt ein 
düsteres Bild der Fakultät gibt.'^

Robert Mohls außerordentlich eitle, die Karikatur streifende Darstellung 
des Zustandes der Volkswirtschaftlichen Fakultät, der er seit 1827 als ordentli­
cher Professor angehörte, hat Paul Gehring in Teilen als unzuverlässig nachge­
wiesen.'* Paul Gehring attestiert Fulda, sich bemüht zu haben, dem Wandel 
vom merkantihstischen über das physiokratische zum Adam-Smithschen Den-
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Robert und Julius zeigen. Jedem der Söhne stellte er die außerordentliche

Vermittlung« der außerordentlichen Professur Robert Mohls E. Naujoks, 1977," Vgl.
S. i39f.undR. V.Mohl,Lebenerinnerungen, 1902,Bd. i,S. 145.
NDB 5, S. 726f, und P. Gehring, Friedrich Karl Fulda, 1963.

' ’ Vgl. P. Gehring, Friedrich List, 1964, S. 163 ff.
Vgl. P. Gehring, Friedrich List, 1964, S. 171 ff., und L. Jolly, 1889, S. 163 f., der den 
entworfenen Lehrplan zitiert.
L. Jolly, 1889, und C.J. Fuchs, 1917. K, E. Born, 1967, bietet für den Zeitraum der Darstellung 
keine neuen Ergebnisse.
E. Naujoks, 1977, S. 138 ff.
R. V. Mohl, Lebenserinnerungen, 1902, Bd. i, S. 92 und S. 166.

'* P. Gehring, List, 1964, S. 203.

zur

Fuldavon



Erstes Kapitel

ken »vorsichtig und unvoreingenommen zu folgen.«'’Johann Heinrich Moritz 
von Poppe^° der die Technologie vertrat, hatte zwar als junger Gelehrter einige 
bedeutende Untersuchungen zur Anwendung der Mechanik vorgelegt, verlor 
jedoch seit seinem Umzug nach Tübingen i8i8 den Anschluß an die rasche 
technologische Entwicklung des Gewerbes, so daß er seinen Lehrauftrag nicht 
mehr angemessen ausfüllen konnte.

Allein inj. Ch. Hundeshagen, der 1821 als Direktor an die Forstlehranstalt 
nach Fulda wechselte, besaß die Fakultät in der Studienzeit Moriz Mohls für 
kurze Zeit einen forstwirtschaftlichen Fachmann ersten Ranges und einen 
Gelehrten mit überregionaler Bedeutung. Moriz Mohls lebenslanges Engage­
ment für den Schutz des Waldes und für die Verbesserung der Forstwirtschaft 
wird durch Hundeshagen geweckt worden sein. Nahezu sechzig Jahre später 
erinnerte Mohl in der Kammer noch an die Verdienste seines Lehrers.^'
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NDB 5, S. 726 f. Gegen den Vorwurf, Fulda wäre Physiokrat geblieben, vgl. auch P. Gehring, 
Friedrich Karl Fulda, S. 140 f.
ADB 26,5.418 ff.
V.d.K.A., 82. Sitzung am 22.1.1879, S-1 892.
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»Der Prophet der Industrialisierung«: Das wirtschaftspolitische 
Konzept Moriz Mohls am Beispiel seiner Schrift »Uber die würt- 

tembergische Gewerbsindustrie«

Im Jahre 1828 trat der junge Absolvent der staatswirtschaftlichen Fakultät das 
erste Mal an die Öffentlichkeit. Sein Buch »Über die württembergische Ge­
werbsindustrie«' warb für eine konsequente Förderung der Industrialisierung 
Württembergs. Diesem Erstlingswerk verdankt Mohl den größten Teil seiner 
Erwähnungen in der Forschungsliteratur. Es machte ihn, so Paul Gehring, 
»zum Propheten der kommenden Industrialisierung des Landes«^, es wirkte 
»als Katalysator [...] auf die öffentliche Meinung« und fand »große Resonanz«, 
wie Dieter Langewiesche urteilt.^ Für Helmut Sedans erweist sich Mohl mit 
seinem Buch als rückhaldoser Apologet der Industrialisierung.'* Es gibt kaum 
eine wirtschaftsgeschichdiche Darstellung zu Württemberg in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, die nicht auf einen Aspekt oder eine These der Arbeit 
Mohls verweist*, sei es sein Hinweis auf das pietistische Arbeitsethos der 
Württemberger®, sei es seine Klage über die gewerbliche Ausbildung*' oder die 
grundlegende Forderung nach einer umfassenden Industrieförderungspolidk.* 
Kurze Abschnitte des Werkes fanden Aufnahme in Quellensammlungen zur 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte.^ Vollkommen zu Recht bezeichnet es Otto 
Borst als »bahnbrechend«.'“

' Bei dieser Untersuchung handelt es sich um die Ausarbeitung seiner Einsendung für einen akade­
mischen Wettbewerb, den die Universität Tübingen 1821 zu der Frage ausgerichtet hatte, welche 
»neueste technische Erfindung eine Einführung in den württembergischen Werkstätten verdient 
und was zur Beförderung dieser Einführung« getan werden könnte. Vgl. P. Gehring, Wirt­
schaftsleben, 1949/50, S. 216.

^ P. Gehring, Wirtschaftsleben, 1949/50, S. 224.
* D. Langewiesche, Liberalismus und Demokratie, 1974, S. 39. F. -F. Wauschkuhn, württem­

bergische Textilindustrie, 1974, S. 241, behauptet, daß Mohl nur geringen Einfluß ausübte.
'* H. Sedatis, 1979, S. 71. B. Kirchgässner, 1989, S. 65, findet in Mohls Buch dagegen »vorsichti­

ge, eher reservierte Aufmerksamkeit« gegenüber der »neuen Maschinenindustrie«.
»Das Buch ist von grundsätzlicher Bedeutung für die Erforschung der Industrialisierung Würt­
tembergs!...]«, so O. Borst, 1966, S. 114, Anm. 24.

^ M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 124; O. Borst, 1966, S. 114; O. Borst folgend W. v. Hip­
pel, Bauernbefreiung, 1977, S. 78.

* F.-F. Wauschkuhn, württembergische Textilindustrie, 1974, S. 110.
* S. Schoch, 1975, S. 298; W. A. Boelcke, Wege und Probleme, 1973, S. 445; W. v. Hippel, Be­

völkerungsentwicklung, 1976, S. 370, Anm. 308; M. Hettling, 1990, S. 63 f.
^ W. Steitz, Hrsg., Quellen zur deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, 1980, S. 106, S. 110, 

H. Henning, 1977, S. 138-144; S. Quandt, 1978, S. 45 f.
'° O. Borst, 1966, S. i 14, auch S. 168 f.
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Nicht nur diese breite Rezeption in der Forschung und deren teilweise 
widersprüchliche Interpretation, die durch die konfuse Gliederung des Mohl- 
schen Werkes gefördert wird, machen eine systematische Vorstellung seines 
wirtschaftspolitischen Konzeptes und eine Analyse der Rezeptionsgeschichte 
notwendig.” Auch für das Verständnis der Positionen, die der Nationalöko­
nom als Abgeordneter in der württembergischen Kammer vertrat, ist die 
Kenntnis seines wirtschaftspolitischen Konzeptes unentbehrlich. Mohls Erst­
lingswerk enthält bereits sein im doppelten Wortsinne geschlossenes ökonomi­
sches Weltbild. Zum einen berücksichtigt die Darstellung die politischen, wirt­
schaftlichen, sozialen und technologischen Probleme der zukünftigen Indu­
strialisierung Württembergs, zum anderen hat Mohl Zeit seines Lebens an den 
dargelegten Ansichten festgehalten.

Mohls Buch entstand unter dem Eindruck einer tiefgreifenden Wirtschafts­
krise, die Württemberg seit dem Ausgang des 18. Jahrhunderts erfaßt hatte und 
die nur durch die kurze Konjunktur der Napoleonischen Kriege überdeckt 
worden war.” Gleichzeitig stellte es eine direkte Antwort auf den Bericht des 
Finanzministers Weckherlin'3 an den König vom 4. April 1823 über die wirt­
schaftliche Lage des Landes dar.'"* Weckherlin betrachtete die Landwirtschaft 
als die »Hauptgrundlage des Wohlstands der Nation«.'* Der Förderung großer 
Manufakturbetriebe stand er skeptisch gegenüber. Er befürchtete einerseits die 
größere Abhängigkeit des gewerblichen Absatzes vom Ausland und anderer­
seits das Entstehen einer proletarisierten, politisch gefährlichen Bevölkerung.

Mohl argumentierte in seiner Untersuchung gegen drei landläufige wirt­
schaftspolitische Vorstellungen, die in Weckherlins Bericht schon anklangen. 
Zunächst trat er der merkantilistischem Autarkiedenken entspringenden Be­
fürchtung entgegen, daß die Förderung des Gewerbes notwendigerweise die 
Abhängigkeit des gewerblichen Absatzes von der Nachfrage des Auslands 
vergrößere und damit die außenpolitische Abhängigkeit Württembergs erhöhe. 
Durchaus einem merkantilistischen Argumentationsmuster folgend, dreht er 
diesen Einwand um, indem er feststellt, der Verzicht auf eigene gewerbliche 
Produktion vertausche die Abhängigkeit vom Absatz mit einer Abhängigkeit 
vom Import - freilich mit wesentlich größeren Nachteilen für die Selbständig­
keit Württembergs. Es sei in keiner Weise gesichert, daß die Landwirtschaft

Vgl, H.-O. Binder, 1980, der die Positionen Weckherlins, Lists und Moriz Mohls gegenüber­
stellt.

” W. A. Boelcke, Wege und Probleme, 1973, S. 440; M. Hettling, 1990, S. 63.
* Ferdinand Heinrich August WeckherKn, 1767-1828, Finanzminister 1818-1827, stolperte über 

Unregelmäßigkeiten in der Etatverwaltung und beging nach seiner Endassung Selbstmord. Vgl.
R. V. Mohl, Lebenserinnerungen, 1902, Bd. i, S. 15, Bd. 2, S. 21 f. und H. Brandt, Parlamenta­
rismus, 1987, S. 468.
Anonym veröffentlicht unter dem Titel »Der württembergische Handel 1811/12 und 1821/22« in: 
Württembergische Jahrbücher 1823/1, S. 116-147; zu dem Bericht ausführlich W. A. Boelcke, 
Wege und Probleme, 1973, S. 438-441 und S. 444!.; P. Gehring, Wirtschaftsleben, 1949/50,
S. 220 f.

'* Zitiert nach D. Langewiesche, Liberalismus und Demokratie, 1974, S. 39. Zu dem Bericht auch 
F.-F. Wauschkuhn, württembergische Textilindustrie, S. 115 f.
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auch in Zukunft in der Lage sein werde, mit ihren Exportüherschüssen die 
Importbedürfnisse des Landes zu befriedigen. Zum einen seien die immer 
bedeutender werdenden Rohstoffimporte aus den Kolonien nicht im Tausch 
gegen Lebensmittel, sondern nur gegen gewerbliche Produkte zu erhalten, zum 
anderen entstünden mit den nordamerikanischen Staaten Exporteure landwirt­
schaftlicher Produkte, die Württemberg seiner Märkte berauben könnten. Aber 
selbst bei bestem landwirtschaftlichem Absatz »bleibt der Mangel eines blü­
henden Manufakturwesens in politischer und nationalökonomischer Hinsicht 
ein unberechenbarer Verlust.«'^

Der Verzicht auf eine »Manufakturbevölkerung« bedeute einen Verzicht auf 
»Unternehmungsgeist«, »Steuereinnahmen« und »Kjriegsmannschaft«. Mohl 

ndet sich hier implizit gegen die physiokratische Lehre Weckherlins, die nur 
in der Urproduktion, also vor allem in der Landwirtschaft, die Entstehung von 
Volkswohlstand erkennen wollte. So habe England die Anstren^ngen der 
napoleonischen Kriege nur überstanden, weil es sich auf sein weiterentwik- 
keltes Gewerbe habe stützen können. Im machtpolitischen Wettstreit - hier 
überschätzt Mohl nicht zum letzten Mal die Handlungsspielräume des würt- 
tembergischen Staates - würden in der Zukunft nur Staaten mit einer Gewer­
beindustrie bestehen können'7

we

»Je länger wir dagegen unthätig neben den Anstrengungen uns vorausgeeilter 
Nationen warten werden, bis der Himmel, unser Ackerbau und günstige Han­
dels - Conjunkmren uns reich machen, um so schwerer wird uns der Wetteifer 
mit Nationen werden, die uns endlich überflügelt haben und mit Riesenkräften 

Versuche, mit ihnen auf der industriellen Laufbahn zu concurieren, dar-unsere 
nieder halten werden.«'*

Der Abschnitt, in dem Mohl die machtpolitische Bedeutung der Gewerbeent­
wicklung zu begründen sucht, enthält darüber implizit auch eine Auseinander­
setzung mit der von Ricardo entwickelten Theorie der Preisvorteile internatio­
naler Arbeitsteilung. So sei es zwar richtig, »daß es Grade in der Tauglichkeit 
eines Landes zu einem (Ackerbau- oder Gewerbs-) Industriezweige gibt, daß 
jedes Land wohlthut, diejenige Industrie vorzugsweise zu betreiben, wozu es 
von der Natur vor anderen begünstigt ist«dennoch sei aus merkantilistischen 
Motiven eine möglichst breite Entwicklung der gewerblichen Produktion an­
zustreben, um eine weitgehende Selbstversorgung zu sichern.“ Mohls lebens-

M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 6.
M. Meyer, 1994, S. 188 und S. 217, beobachtet, daß die badischen Liberalen in den 1840er Jah 
in der Ausbildung eines aggressiven Nationahsmus den Zusammenhang zwischen industriellem 
Fortschritt und pohtischer Macht entdeckten. Moriz Mohl fügt sich nicht nur an dieser Stelle als 
frühes Beispiel in die von M. Meyer herausgearheitete Entwicklung. Vgl. hierzu, mit dem Blick 
auf Friedrich List, R. Koch, »Industriesystem«, 1978, S. 617.
M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 131.
M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 6.
Im Anhang seines Buches druckte Mohl auch einen Aufsatz über die Aussicht, in Württemberg 
Steinkohlevorkommen zu finden. Vgl. zur weitgehenden Eigenproduktion F, List, Denkschrift, 
die Handels- und Gewerbsverhältnisse Deutschlands betreffend, S. 5 38 f.

ren
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langes Festhalten an der Forderung nach einem Schutzzoll für die deutsche 
Industrie hat in diesem Motiv ihre Wurzel. Der erste Adressat dieses in den 
leitenden Motiven immer noch kameralistischen Plädoyers für die Industriali­
sierung ist der württembergische Staat, in dem Mghl als Beamter bald eine 
entscheidende Rolle zu spielen hoffte, und nicht das Wirtschaftsbürgertum.

Im weiteren Verlauf der Untersuchung bemüht er sich, die Auffassung zu 
entkräften, daß das Manufakturwesen die Entstehung einer proletarisierten 
Bevölkerung erst hervorruft und daß es einen Antagonismus zwischen der 
Förderung der Landwirtschaft und des Gewerbes gebe. In einem Wirtschafts­
system, das auf die Befreiung von Grund und Boden und auf die Gewerbefrei­
heit bei gleichzeitigem Zollschutz gegründet ist, so seine Grundthese, lösen sich 
alle sozialen Gegensätze, alle Flärten der Übergangsphase und alle vermeintli­
che Konkurrenz zwischen den einzelnen Produktionssektoren weitgehend auf, 
bzw. mildern sich erträglich, wenn der Staat darüber hinaus noch seine Schutz­
funktion gegen den Mißbrauch von Marktmacht wahrnimmt.

Bereits in der Einleitung bezeichnet er die Vorstellung »von dem Wohlstän­
de und idyllischen Sittenreinheit blos ackerbauender Völker«^’ als Träumerei. 
Er trifft Weckherlins Argumentation im Kern, wenn er fragt: »War der würt­
tembergische Landmann je wohlhabend, war er es je anders als vorüberge­
hend? je in den sogenannten alten guten Zeiten?«“ Eine landwirtschaftlich 
dominierte Wirtschaftsstruktur mit Hausindustrie und Kleingewerbebetrieben 
bot für Mohl keine Entwicklungsperspeküve mehr unter dem Eindruck einer 
»Einwohnerzahl, die ohne Rücksicht auf die entgegengesetzten Wünsche 
staatswirtschafdicher Theorien sich unablässig vermehrt«.Mohl verzichtet 
auf eine Auseinandersetzung mit der malthusianischen Theorie über die Grün­
de dieses Bevölkerungswachstums. Er stellt daher auch den Zusammenhang 
zwischen der Protoindustrialisierung und dem Anstieg der Bevölkerung seit 
der Mitte des i8. Jahrhunderts nicht her, den die neuere Forschung als eine 
Ursache des auch von Mohl beschriebenen Pauperismus erkannt hat.

Die Frage, ob es in Württemberg eine »Manufakturbevölkerung« geben 
solle, stellt sich für ihn nicht mehr: »Sie existiert bereits und schreit nach 
Hilfe.«^“* Der Begriff Manufakturbevölkerung umfaßt hier alle im Wortsinne 
von der Handarbeit Lebenden, das überbesetzte Handwerk"'* und die 
Verlagssystem abhängige Hausindustrie, vornehmlich des Textilgewerbes. Die 
Arbeiter in Manufakturen waren in Württemberg noch selten. Das Kleinge­
werbe dominierte den sekundären Sektor, gerade einmal 5 % der hier Beschäf­
tigten arbeiteten 1835 in Industrie- und Manufakturbetrieben."'^

vom

M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, Einleitung S. VIII. '
M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 104.
Ebd.,S. 184.
Ebd.,S.79.
Vgl. dazu W. V. Hippel, Bevölkerunpentwicklung, 1976, S. 327, Anm. 161.
W. V. Hippel, Wirtschafts- und Sozialgeschichte, 1992, S. 5577; vgl. auch K. Megerle, Beitrag 
Württemhergs, 1975/76, S. 329.
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Durch die Analyse der Wechselwirkung zwischen Landwirtschaft, Hand­
werk und Manufakturbetrieben bemühte Mohl sich um den Beweis, daß ein 
entwickeltes Gewerbewesen nicht die Ursache, sondern die Lösung für alle 
beschriebenen Probleme Württembergs sei. Er entwarf ein Gesellschaftsmo­
dell, das dem tatsächlichen Entwicklungstempo Württembergs um Jahrzehnte 
vorausgriff: Sobald das Gewerbe so weit entwickelt ist, daß der Fabriklohn in 
Konkurrenz mit dem Ertrag der landwirtschaftlichen Stelle treten kann, wer­
den durch die Abwanderung kleiner Bauern in das Gewerbe größere Güter 
entstehen, die eine effektivere Produktion erlauben.^7 Der Absatz dieser Pro­
duktion muß nicht mehr auf ausländischen Märkten gesucht werden. Die 
Entwicklung der Industrie fördert das Wachstum der Städte, in denen eine 
kaufkraftstarke Gewerbebevölkerung wohnt. Ein Teil des in der Industrie 
erwirtschafteten Kapitals fließt so in die Landwirtschaft und erlaubt eine kapi­
talintensivere und rentablere Produktion.

Auch einen grundsätzlichen Antagonismus zwischen dem Unternehmer 
und dem Handwerker, der in dessen Fabrik eintritt, will Mohl nicht gelten 
lassen. Er zerstört das Bild vom freien Handwerker und Nebenerwerbsland­
wirt, der auf seinem Stück Land gut und unabhängig vom Fabrikanten lebt. 
Denn Überbesetzung, Maschinenkonkurrenz und die Abhängigkeit von Verle­
gern führen zu einer Verarmung des Handwerks. Mohl beurteilt die Abhängig­
keit vom Verleger drückender als die Abhängigkeit vom Fabrikanten. Verleger 
haben kein Interesse, durch Innovation und Kapitaleinsatz die Konkurrenzfä­
higkeit der von ihnen vertriebenen Produkte zu erhalten. Die Marktanpassung 
erfolgt bei ihnen allein durch Lohndruck auf den Handwerker. Ist das Produkt 
der Hausindustrie nicht mehr wettbewerbsfähig, stellt der Verleger den Handel 
ein.^* Für Mohl gibt es unter dem Druck ausländischer Maschinenkonkurrenz 
kein Entkommen aus diesem Mechanismus, wenn das Verlagswesen mit der 
Hausindustrie beibehalten wird. Der Übergang zum Manufakturbetrieb und 
damit das Eintreten bisher selbständiger Handwerker in abhängige Lohnarbeit 
ist für Mohl unausweichlich. Die Probleme, die für die Handwerker damit 
verbunden sind, übersieht er nicht: die Trennung von Arbeitsplatz und Fami- 
lie^^, der Verlust der formalen Selbständigkeit, die »geisttötende Einförmigkeit« 
der Fabrikarbeit^“, der Lauf der Maschinen ohne Rücksicht auf den Lebens­
und Tagesrhythmus der Arbeiter^', die ungesunden Arbeitsbedingungen in der 
Fabrik.^^ Mohl kennt die Schattenseiten der (Früh)-Industrialisierung. In sei­
nem Buch vergleicht er diese jedoch mit den Arbeitsbedingungen, den Arbeits­
zeiten und der Entlohnung in der Hausindustrie und in der Landwirtschaft. In 
einer genauen Beschreibung stellt er das Elend der Kinder »in den unbemittelt-
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M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 16.
»Steigt der Verleger aus dem Geschäft aus, hat der Faconsarbeiter die volle Freiheit - zu betteln.« 
Ebd., S. 199.
Ebd., S. 194.
Ebd., S. 200.
Ebd., S. 201.
Ebd., S. 204.
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sten Classen übervölkerter Ackerbau-Staaten«” den »traurigsten Zuständen in 
den Manufakturgegenden »gegenüber.” Aus eigener Anschauung wußte er um 
die Verwahrlosung und den Mißbrauch der Kinder in der Fabrik und gibt dafür 
auch Beispiele.” Das Entscheidende ist seine Beobachtung, daß das durch die 
Industrialisierung befürchtete Elend der Kinder bereits existiert. Die Lage der 
Kinder in der Landwirtschaft und der Hausindustrie sei sogar schlechter als die 
der Fabrikkinder. Die Begeisterung für die Industrialisierung hat hier sicherlich 
seine Bewertung beeinflußt, da mit der Fabrikarbeit wohl doch eine neue 
Qualität der Ausbeutung verbunden war.^^ Dennoch trat er für ein generelles 
Verbot der Kinderarbeit unter 14 Jahren ein, wie unten noch gezeigt wird.

Mohl kam zu dem Ergebnis, daß die Fabrikarbeit eine Verbesserung der 
Lebensverhältnisse bringen wird.” Der Übergang zur Gewerbsindustrie würde 
deshalb nicht schlimmeres Fabrikarbeiterelend an die Stelle von Handwerker­
und Bauernelend setzen. Er hält die Probleme der Industrialisierung wie Kin­
derarbeit, Lohndruck durch Untemehmerabsprachen und die Gesundheitsge­
fährdung durch Maschinen für vermeidbar, da der Staat durch Gesetze hier den 
Schutz der Arbeiter gewährleisten könne.^® Die systemimmanenten Probleme 
wie die Lohnabhängigkeit der Arbeiter und die Konkurrenz zwischen Hand­
werkern und Manufakturbetrieben würden sich in der längerfristigen Entwick­
lung zum allseitigen Vorteil aufheben. Die Erfahrungen in England hätten 
gezeigt, daß mit fortschreitender Mechanisierung die Abhängigkeit der Unter­
nehmer von hochqualifizierten Arbeitern steige. Diese gegenseitige Abhängig­
keit ziehe über den Mechanismus des freien Marktes einen gerechten Lohn 
nach sich.”

Auch zwischen Handwerk und Industrie kann es für Mohl keinen echten 
Interessengegensatz geben. Das Großgewerbe ist nicht die Bedrohung des 
kleinen Gewerbes, sondern über die Schaffung neuer Abnehmergruppen und 
Märkte dessen einzige Retmng, »als ein größerer Fabrikationsbetrieb die Zahl 
der selbständigen einzelnen Gewerbsarbeiter keineswegs einschränken wird, da 
die Fabriken sowohl für die persönlichen Bedürfnisse der Fabrik-Bevölkerung 
selbst, als für die Bedürfnisse der Unternehmer an Gebäuden, an Werkzeugen, 
an Fässern, an Packmaterial eine Menge von Handwerkern beschäftigen, die 
jetzt bei unserem verhälmismäßig unbedeutenden Manufakturwesen nicht be­
stehen können«
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” Ebd.,S.45.
” Ebd.,S.4i,
” Ebd..S.4i.
^ Vgl. zur Kinderarbeit im 19. Jahrhundert den Literaturüberblick bei G. A. Ritter, K. Tenfelde, 

Arbeiter im Deutschen Kaiserreich, 1992, S. 198 ff.
F. List vertrat diese Auffassung bereits 1816 in seinem Aufsatz »Wider die unbegrenzte Teilung 
der Bauerngüter.«

^ M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 30 f.
Ebd.,S.54f.
Ebd., S. 241. Vgl. W. SiEMANN, Deutschland 1806-1871,1995, S. i56f.; G. A. Ritter, Arbeiter im 
Deutschen Kaiserreich, 1992, S. 281-286, mit quantifizierenden Angaben, sowie D. Blackbourn, 
Handwerker im Kaiserreich, 1989, S. 7-23, die die Entwicklungschancen bestätigen, die die Indu-
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Für die politischen Maßnahmen, die dieser Entwicklung den Weg ebnen 
sollten, kämpfte Mohl als Publizist und Parlamentarier bis an sein Lebensende. 
Mohl verlangte eine Abschaffung der feudalen Strukturen in der Landwirt­
schaft“*', die einer Umverteilung des Landes unter dem Gesichtspunkt einer 
effektiven Produktion im Wege standen.“*^ Der erleichterte Grunderwerb für 
Arbeiter sollte ihnen durch landwirtschaftlichen Nebenerwerb in Krisenzeiten 
eine gewisse Sicherheit gewähren und sie als Eigentümer auch sittlich heben.

Die Aufhebung der Zünfte und die Einführung der Gewerbefreiheit würde 
den Handwerkern die Anpassung an die notwendige Entwicklung ermögli- 
chen.''^ Eine bessere technische Ausbildung der Unternehmer wie der Arbeiter 
zur Förderung der Manufakturbetriebe forderte Mohl nicht erst als Abgeord­
neter bei jeder Gelegenheit.

Die Leistung Mohls liegt nicht allein in der »prophetisch« anmutenden 
Erkenntnis des ungeheuren Entwicklungspotentials einer deregulierten Wirt­
schaft und in der Einsicht, daß an diesem Wohlstandswachstum alle Sektoren 
Anteil haben können. Hervorzuheben ist, daß Mohl sich bei der Analyse der 
wirtschaftlichen und sozialen Situation Württembergs und bei seinen Progno­
sen an den Tatsachen orientierte, so weit sie ihm zugänglich waren. Das ist für 
die bürgerlichen Reformer, und als solchen wird man auch Mohl bezeichnen 
dürfen, keineswegs selbstverständlich. Diese Reformer verfügten zwar über ein 
mehr oder weniger deutlich fixiertes gesellschaftspolitisches Leitbild. Jürgen 
Reulecke weist jedoch darauf hin, »daß die Kenntnis der realen Lebensverhält­
nisse der unteren Klassen dagegen weitgehend fehlte und die sozioökonomi- 
schen Dimensionen des vor sich gehenden Wandels nur partiell erkannt wur- 
den.«“*“* Mohl stützte die Prognosen über die Wirkungen eines konsequenten 
Übergangs zum Fabrikwesen auf einen Vergleich mit den weiter entwickelten 
Ländern England und Frankreich. So bereiste er noch während seines Studiums 
vom Oktober 1822 bis zum April 1823 das Departement du Haut-Rhin, um die 
dortigen Baumwollspinnereien zu besuchen.“** Wo ihm die eigene Anschauung 
fehlte, zog er englische und französische Quellen heran. Vor dem Hintergrund 
dieser Erfahrungen und Kenntnisse gewinnt er einen sehr nüchternen Blick auf 
die Lebenssituation der württembergischen Bauern und Kleingewerbetreiben­
den, über die er sich durch Reisen ein sehr genaues Bild verschafft hatte.“*^ Auf 
dieser Autopsie aufbauend, gelang ihm die brillante Analyse der strukturellen
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strialisiening den Handwerkern bot, gleichzeitig aber die sozialen Kosten dieser Strukturanpas­
sung hervorheben.

“*' Vgl. unten, Mohls Antrag auf Abschaffung des Adels in der Paulskirche.
“*^ M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 15.
“** M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 223.
“*“* J. Reulecke, 1981, S. 362.
“** M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 41, Anm.

Diese quahtative Bestandsaufnahme plante er noch durch eine auch quantitativ angelegte Be­
schreibung des württembergischen Gewerbes in einer zweiten Abteilung seines Buches drucken 
zu lassen, wozu es jedoch wohl durch seine Inanspruchnahme im Staatsdienst nicht mehr kam.
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Probleme einer zukünftigen Industrialisierung Württembergs, die die Fragen 
der Rohstoffversorgung, der Verkehrsanbindung und Entwicklung, des 
Marktzugangs innerhalb Deutschlands und zum Ausland, des Kapitalmangels 
und des technischen Entwicklungstandes einbezogd^

Dazu befähigten ihn sein wissenschaftliches Talent und seine Ausbildung. 
Entscheidend für die Radikalität der Analyse ist der Standpunkt, den Mohl 
einnimmt: Sein Ideal ist »ein Zustand allgemeinen Wohlstandes, allgemeiner 
Bildung, ein Zustand endlich [...] in welchem Jeder hoffen kann, den Ungerech­
tigkeiten des Schicksals zum Trotze sich ein glückliches Loos zu erringen.«'** 
Diese Forderung nach dem Recht des einzelnen auf Glück und damit auf das 
Recht, seine Tüchtigkeit uneingeschränkt zu nutzen, entwickelt erhebliche 
Sprengkraft, wenn ihr die »unnatürlichen« Verhältnisse und Privilegien der 
feudalen Agrarverfassung und des Zunftwesens gegenübergestellt werden. Die 
historisch gewachsenen Zustände behalten keinen Eigenwert, verdienen es 
nicht, behutsam transformiert und entwickelt zu werden. Mohl fehlt darüber 
hinaus jeder im Ursprung der Bedeutung romantische Sinn für gesellschaftliche 
Formen der Solidarität, für das »Gemeindewesen und den Associationsgeist der 
Deutschen«, das die Deutsche Vierteljahresschrift 1844 als »Heilkraft gegen alle 
socialen Uebel und Mängel« empfahl.'*^ Er geht vom Individuum aus und 
rechnet im Positiven wie im Negativen mit dem Egoismus des einzelnen. Das 
bewahrt ihn davor, die Ursachen der Mißstände allein im menschlichen Fehl­
verhalten, sei es bei ungebildeten Arbeitern, sei es bei profitversessenen Unter­
nehmern zu suchen, und damit in den Rang einer anthropologischen Grund­
konstante zu heben, die soziale Probleme der politischen Steuerung entzieht. 
Mohl fragt nach den Strukturen, die soziales Verhalten bedingen, und nach den 
Handlungsspielräumen des einzelnen und des Staates.

Dieser rationale Zugriff auf die Wirklichkeit, der ihn von anderen bürgerli­
chen Sozialkritikern unterscheidet, läßt sich an Mohls Aufsatz »Ueber Kinder- 
Beschäftigung in Fabriken namentlich in Baumwollspinnereien«, den er im 
Anhang seines ersten Buches druckte, vorführen.*° Der Pädagoge Friedrich 
Adolph Diesterweg, der 1828 mit einer Schrift »Über den Gebrauch der Kinder 
zu Fabrikarbeiten«*' an die Öffentlichkeit trat, schloß 1826 eine Vorlesung mit 
dem Satz:
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■^2 Die Aufzählung folgt W. A. Boelcke, Wege und Probleme, 1973. .
M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. VIII.
Zitiert nach]. Reulecke, 1981,5.262. Vgl. hierzu auch R. Koch, »Industriesystem«, 1978,8.609. 

*° Erstaunlicherweise findet diese Schrift in der einschlägigen Forschungshteratur keine Beachtung, 
selbst wenn dort Mohls »Gewerbsindustrie« im Zusammenhang mit der Kinderarbeit zitiert wird. 
S. Quandt, 1978, zitiert die Seiten 41 f. und 44-50 der »Gewerbsindustrie«, ohne einen Hinweis 
auf den Anhang des Buches zu geben, ebenso H. Christian, 1977, S. 41, der sich auch auf die von 
S. Quandt genannten Stellen stützt. Für das Problem der Kinderarbeit im Untersuchungszei­
traum vgl. A. Herzig, 1983, und K. R. Mühlbauers, 1991, Habilitationsschrift an der pädagogi­
schen Fakultät der Universität München.

*' In Auszügen zitiert bei S. Quandt, 1978, S. 32 f.
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»Auch stellen sich beim ernsten Nachdenken, wie dem beredeten Übel abzuhel­
fen sein möchte, so schwere politische und merkantilistische Probleme dar, daß 
ich gerne mein Unvermögen gestehe, solche Aufgaben zu lösen.«*^

Diese Hilflosigkeit vor dem Argument der Unternehmer, daß nur Kinderarbeit 
ihre Wettbewerbsfähigkeit sichern könne, die letztlich zur Kapitulation vor 
dem Primat der Wirtschaft führte, prägte die zeitgenössische Diskussion in der 
Öffentlichkeit wie in der Beamtenschaft.” Mohl gewinnt hier mit einer ver­
meintlich sehr einfachen Frage eine eigene Position. Er rechnet nach, ob die 
Kinderarbeit in den englischen Fabriken eine »nothwendige Bedingung ihrer 
Conkurrenz unter einander selbst und mit den Continental-Etablissementes« 
sei.” In genauer Kennmis der Produktionsabläufe und der Kosten der einzel­
nen Produktionsfaktoren kann er errechnen, daß der Einsatz von Kindern über 
14 Jahren an Stelle von Kindern unter 14 Jahren, den Unternehmern Mehrko­
sten von 2,44 % - 3,63 % verursachen würde. Ein einzelner Unternehmer, der 
aus Gründen der Humanität auf Kinderarbeit verzichten würde, sähe sich so 
seines gesamten Unternehmensgewinns in der Höhe von 2 %-3 % des Pro­
duktpreises beraubt. Das Problem der Kinderarbeit könne also nicht durch 
Einsicht einzelner gelöst werden, hier müsse der Staat eingreifen und für alle 
verbindliche Normen setzen. Die enghsche Industrie würde durch die damit 
verbundene Kostensteigerung wenig von ihrer Überlegenheit verlieren, die 
württembergischen ünternehmer könnten durch einen entsprechenden 
Schutzzoll dafür entschädigt werden, selbst auf Kinderarbeit verzichten zu 
müssen. Das Fazit dieser kühlen Rechnung, die freilich immer wieder von 
Schilderungen über den Mißbrauch der Fabrikkinder begleitet wird, besteht für 
Mohl darin, daß die Kinderarbeit dem Fabrikwesen nicht zwangsläufig imma­
nent ist, »und daß namentlich, was die Beschäftigung von Kindern in den 
Fabriken betrifft, bei uns keine britischen Verhältnisse bestehen, welche dazu 
nöthigen, Kinder von 9 Jahren an einer Spinn-Maschine verkrüppeln zu las­
sen.«”

Dort wo der Markt versagt, dort wo der einzelne nach Mohls Ansicht 
geradezu gedrängt wird, seine Marktmacht zu mißbrauchen, verlangt er nach 
einem starken Staat als Gegenpol zum Individuum. Sicher in der kameralisti- 
schen Tradition stehend und im Vertrauen auf die Durchsetzungfähigkeit des 
neuwürttembergischen Anstaltsstaates setzt Mohl auf die Verantwortlichkeit 
des Staates für das Wohlergehen seiner Bürger.^^Der Staat muß in der Lage sein, 
außenpolitisch einen ausreichenden Schutzzoll aufzurichten, innenpolitisch 
Auswüchse der Industrialisierung wie Kinderarbeit und Unternehmerabspra­
chen, die sich gegen die Arbeiter richten, wirkungsvoll zu unterbinden.

” Zitiert nach A. Herzig, 1983, S. 3 50.
” A. Herzig, 1983, S. 349 und S. 354.
” M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 2 57.
* * M. Mohl, Gewerbsindustrie, 1828, S. 369.

Vgl. dazu L. Gall, Ich wünschte ein Bürger zu sein, 1987, S. 614, dessen Interpretation des Rol­
lenverständnisses der jungen, akademisch gebildeten Beamtenschaft Mohls Vorstellung von den 
Aufgaben des Staates und damit seinen eigenen zukünftigen Aufgaben als Beamter triffu



Zweites Kapitel

Starker Staat und tüchtiges Individuum sind die beiden Punkte, die Mohls 
gesellschaftspolitischen Horizont eingrenzen. Darin gründet auch die Schwä­
che seiner Analyse, indem er den Handlungsspielraum und die Handlungsbe­
reitschaft des Staates und die Anpassungsfähigkeit des einzelnen in dem sich 
vollziehenden sozioökonomischen Umwälzungsprozeß überschätzt.

Mohls Entwicklungskonzept für Württemberg, das quer zur württembergi- 
schen Gewerbepolitik, zu großen Teilen der liberalen Bewegung und zu Thesen 
der Forschung stand, ist auf vielfachen Widerspruch gestoßen.

Obwohl sich die Orientierung der württembergischen Wirtschaftspolitik 
nach der Entlassung Weckherlins änderte^^ und sich der Einsicht öffnete, daß 
die Förderung des Gewerbes der wachsenden Bevölkerung Unterhalt sichern 
könnte, blieb Mohl in Opposition zur Linie der Regierung.** Das Ideal der 
württembergischen Wirtschaftspolitik blieb der Kleinbetrieb. Von der Fabrik 
befürchtete man »das Hervorrufen einer eigentümlichen Fabrikbevölkerung 
von Proletariern, mit den gewöhnlich in deren Gefolge sich zeigenden 
Ubeln[...]«.*^ Die Landwirtschaft genoß auch weiterhin eine weitaus stärkere 
Förderung als das Gewerbe.^“

Der Beitritt Württembergs zum Zollverein, der Ausbau eines gewerblich 
orientierten Schulwesens und der Bau der Eisenbahn haben die Industrialisie­
rung in Württemberg zwar vorangetrieben. Dagegen stand die sehr zögerliche 
Aufweichung des Zunftwesens und die späte Einführung der Gewerbefreiheit 
1862. Die industriefördernden Maßnahmen Württembergs entsprangen über­
wiegend nichtökonomischen Motiven wie der Verbesserung der Staatseinnah­
men durch den Zollverein und durch die Erlöse aus dem Eisenbahntransit.*"

Die sozialen Bedenken, die die Regierung gegen eine Industrialisierung trug, 
wurden auch von weiten Teilen des südwestdeutschen Bürgertums geteilt. 
Mohls Untersuchung griff in die Diskussion über den Pauperismus und die 
künftige Wirtschafts- und Gesellschaftsverfassung ein, die innerhalb der libera­
len Bewegung geführt wurde.*^ Die Liberalen forderten zwar die Freiheit des 
Eigentums, den Abbau der starren Gewerbebeschränkung der Zünfte, die 
Erleichterung von Handel und Verkehr. Gleichzeitig fürchteten sie aber die 
sozialen Folgen einer industriellen Entwicklung wie in England, die durch die 
Umsetzung dieser Prinzipien möglich geworden war. Die Ängste gingen in 
zwei Richtungen. Von einer ungezügelten Industrialisierung erwarteten sie die 
Zerstörung des in ihren Augen gesellschaftstragenden Mittelstandes aus Hand­
werkern und kleinen Händlern.** Die Konzentration von Eigentum in der
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Vgl. K. Megerle, Der Beitrag Württembergs, 1975/1976, S. 330.
zur Gewerbepolitik Württembergs die grundlegende Zusammenfassung von K. Megerle, 

Industrialisierung, 1982, S. 357f.
So der Finanzrat Memminger 1841 in einem halboffiziellen Bericht, zitiert nach F.-F. 

^ Wauschkuhn, Württembergische Textilindustrie, 1974, S. 241.
^ W. V. FIippel, Wirtschafts- und Sozialgeschichte, 1992, S. 575.
^ .K. Megerle, Der Beitrag Württembergs, 1975/1976, S. 357.

Dazu L. Gall, Liberalismus und >bürgerliche Gesellschaft<, 1980, und H. Sedatis, 1979.
* H. Sedatis, 1979, S. 44.

S8 Vgl.
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Hand von wenigen Unternehmern wurde als Quelle einer neuen gesellschaftli­
chen Unfreiheit gesehen.^“* Die zweite Gefahr sah man in der Entstehung einer 
Fabrikarbeiterschaft, die für politisch gefährlich und destabilisierend gehalten 
wurde. An den Lösungswegen aus diesem Dilemma spaltete sich der südwest­
deutsche Liberalismus in mehrere Richtungen. Der größere Teil der Liberalen, 
darunter Robert Mohl, suchte nach Mitteln, die Entwicklung der Industrialisie­
rung so zu steuern, daß der handwerkliche Mittelstand erhalten blieb: Durch 
staadiche Schutzmaßnahmen und ein modifiziertes Zunftwesen, oder durch die 
gewerbliche Fortbildung der Handwerker und eine je nach den Konkurrenz­
verhältnissen der Branche abgestufte Gewerbebeschränkung.^’ Das Ideal ging 
dahin, die Trennung zwischen der Arbeit und dem Eigentum an den Produkti­
onsmitteln so weit als möglich aufzuhalten, um ihr »Zukunftsbild einer klas­
senlosen Bürgergesellschaft >mittlerer< Existenzen, einer, rückblickend formu­
liert, vorindustriellen, berufsständisch organisierten Mittelstandsgesellschaft 
auf patriachalischer Grundlage« zu verwirklichen.^^

Zu der zweiten Richtung innerhalb des südwestdeutschen Liberalismus, 
den »Apologeten des Kapitalismus«, zählt Helmut Sedatis Moriz Mohl als 
einen prominenten Vertreter.^^ Sie hielten einen Strukturwandel von der hand­
werklichen Produktionsweise zum Fabrikbetrieb für unumgänghch, da dies 
das einzige Mittel sei, durch neue, gut bezahlte Arbeitsplätze einen Ausweg aus 
dem Elend der Handwerker zu finden. Die sozialen Kosten dieses Wandels 
würden nach Ansicht der Anhänger der Industrialisierung durch den Wohl- 
fahrtsgewirm dieser gesteigerten Produktion überkompensiert werden. Mohls 
Richtung befand sich zumindest in der Zeit vor 1848 in der Minderheit. Die 
Feststellung, Mohl habe eine Apologie der Industrialisierung geliefert, hält der 
Lektüre seiner Schrift freilich nicht stand.^*

Moriz Mohl war mit seinem alle Sektoren umfassenden, auf die Industrie 
hin ausgerichteten wirtschaftspolitischen Konzept auch der Diskussion im 
vermeintlich industrialisierungsfreundlichen rheinischen Bürgertum voraus.^^ 
Dort setzte sich erst im Laufe der 1830er Jahre ein »Zukunftsentwurf« durch, 
»der den Aufbau eines breit gefächerten und vom Ausland unabhängigen 
Produktionssystems versprach, das durch Expansion der Arbeitsmöglichkeiten 
dem sichtbar werdenden Gespenst der Massenarmut Herr werden sollte.«^“ 

Die Bewertung des wirtschaftspolitischen Konzepts Mohls in der For­
schung ist untrennbar mit der Deutung des Pauperismus und der Rolle der 
Industrialisierung verbunden. Zwei Schulen stehen sich hier gegenüber, seit
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Vgl. L. Gall, Liberalismus und >bürgerliche Gesellschafts 1980, S. 166, Anm. 10.
H. Sedatis, 1979, S. 51 f.u.S. 54f.
L. Gall, Liberalismus und >bürgerliche Gesellschafts S. 176; vgl. dazu auch T. Nipperdey, Deut­
sche Geschichte 1800-1866,1983, S. 297.
H. Sedatis, 1979, S. 56.
H. Sedatis zitiert Mohls Schrift lediglich aus einer rechtsgeschichtlichen Arbeit zum Gewerbe­
recht in Württemberg aus dem Jahre 1913.
Vgl. R. Boch, 1991, S. 284 f.
Ebd., S. 119.
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über das Phänomen Pauperismus nachgedacht wird/' Die ältere Forschung 
stellte die Frühindustrialisierung und die Anfänge der Arbeiterbewegung in 
den Mittelpunkt der Betrachtung. Die Kenntnis der sozialen Folgen der 
Frühindustrialisierung und der sozialen Lage der Arbeiter dominierte die Vor­
stellung, die man von der Verarmung breiter Bevölkerungsschichten in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts hatte. Der Pauperismus wurde als eine Folge 
und Begleiterscheinung der Industrialisierung wahrgenommen, die große Teile 
des Handwerks und der Hausindustrie zugrunde gerichtet habe. Die Armut in 
vorindustrieller Zeit und in vorindustriellen Wirtschaftsstrukturen geriet nicht 
in den Blick. Aus dieser Perspektive ist die Kritik von Paul Gehring aus dem 
Jahre 1950 an Moriz Mohls Vergleich verständlich, den dieser zwischen der 
Lage der Bevölkerung in vorindustriellen und industriellen Wirtschaftsräumen 
gezogen hat;

»Er vertrat die Forderungen der Zeit und konnte nicht inne werden, wie sehr 
auch er in manchen Irrtümern und Vorurteilen befangen war. So, wenn er die 
Schrecken vor einer Proletarisierung der handarbeitenden Bevölkerung glaubte 
leicht nehmen zu können, angesichts der Elendszustände des Dorfproletariats 
seiner Zeit, oder wenn er manche bei Fabriken im Land bereits auf gekommenen 
sozialen Mißstände doch wohl verharmloste.«^^

In den sechziger Jahren wurde in der Forschung Wilhelm Abels Buch »Agrar­
krisen und AgrarkonJunktur«73 rezipiert, das den Pauperismus als Höhepunkt 
eines seit dem Spätmittelalter anhaltenden Verelendungsprozesses sieht. Die 
Industrialisierung habe diesen Verelendungsprozeß beendet, nicht verursacht. 
Mohls Beobachtung, daß das Elend dort am größten ist, wo es kein entwik- 
keltes Gewerbe gibt, wird durch Abels Forschungen gestützt. Der Pauperismus 
ist nach dieser Ansicht eine Krise der vorindustriellen Wirtschaftsstruktur. Das 
starke Bevölkerungswachstum seit der Mitte des 18. Jahrhunderts habe in der 
vorindustriellen Wirtschaftsstruktur kein Auskommen mehr gefunden. Die 
Konkurrenz der industriellen Fertigung hat die Krise des überbesetzten und 
unterbeschäftigten Handwerks zwar verschärft, letzdich müsse man aber zu 
einer »positiven Bilanz der Industrialisierung« kommen, die »gewaltige Lei­
stungssteigerungen und kurz- wie langfristig wachsenden Lebensstandard ge­
schaffen«, und damit die Krisenphänomene des Pauperismus überwunden 
habe.^s

71 Vgl. allgemein den Forschungsüberblick von D. Langewiesche, Europa zwischen Restauration 
und Revolution, 1989,134 ff, und K.-J. Matz, 1980, S. i 8 f. sowie der Überblick von H. -U. Weh- 
LER, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2., 1987, S. 283-291; W. Siemann, Deutschland 
1806-1871,1995, S. 150 ff. Für die zeitgenössische Diskussion vgl. die Einführung von C. Jantke 
zu: C. Jantke und D. Hilger, 1965.
P. Gehring, Wirtschaftsleben, 1949/1950, S. 224.
W. Abel, 1966.
W. Abel, 1966, S. 240 f.
T. Nipperuey, Deutsche Geschichte 1806-1866, 1983, S. 205. Die Betonung der kurzfristigen 
Verbesserung des Lebensstandards ist das entscheidend Neue an seiner These.
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Eine dritte Richtung der Pauperismusforschung richtet ihr Augenmerk auf 
die Ursachen des raschen Bevölkerungsanstieges seit der Mitte des 18. Jahrhun­
derts, denen Moriz Mohl keine Aufmerksamkeit schenkte. Sie weist darauf hin, 
daß die Verbesserung der Landwirtschaft im Zuge der kameralistischen Wirt­
schaftspolitik und das Vordringen des Heimgewerbes durch das Verlagswesen 
das Sozialprodukt vergrößert und so das Bevölkerungswachstum getragen und 
bis zur Krisenhaftigkeit gesteigert habe.

Die Antwort auf die Frage, ob Mohl das erfolgversprechende wirtschaftspo­
litische Konzept anbot, wird je nach Einschätzung der sozialen Folgen der 
Industrialisierung anders ausfallen. Helmut Sedatis fällt das deudichste Urteil: 
Mohl »spielt die sozialpolitischen Konsequenzen der Industrialisierung herun­
ter und wirft einzelne soziale Übel des Fabrikwesens ebenso dem Handwerk 
vor«.^^ Sedatis übernimmt die Erkenntnis Abels, daß die vorindustrielle Struk­
tur Deutschlands das Bevölkerungswachstum nicht mehr auffangen konnte. 
Die Untersuchung der sozioökonomischen Verhältnisse der südwestdeutschen 
Handwerker in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts führt ihn zu dem Schluß, 
der Pauperismus wäre durch die Gewerbefreiheit und damit durch eine rasch 
vorangetriebene Industrialisierung unerträglich verschärft worden. Die Beur­
teilung wirtschaftspolitischer Maßnahmen muß auch die Kosten ihrer Unter­
lassung prüfen. Die Beibehaltung von Gewerbebeschränkungen, die die Indu­
strialisierung verzögern, und die Subvention von ineffizienten Produktions­
weisen bedeuten einen Verzicht auf Sozialprodukt. Bevor man zu dem 
Ergebnis kommt, daß die »unbedingte Gewerbefreiheit [...] in der Tat für den 
Großteil der Handwerker im Vormärz und darüber hinaus vollkommen unan- 
nehmbar«77 war, muß geprüft werden, ob die Verluste an Sozialprodukt durch 
die Vorteile eines Schutzes der Handwerker ausgeglichen werden. Auf materi­
eller Ebene ist dieser Nachweis nur zu führen, wenn der Zuwachs des Sozial­
produkts vorwiegend den Unternehmern zugeflossen wäre. Das Verhälmis 
zwischen Lohn- und Kapitaleinkommen verschob sich während der Industria­
lisierung jedoch kaum.^* Wenn man sich Thomas Nipperdeys Bewertung der 
Industrialisierung anschließt, so hat Mohl den langfristigen Ausweg, den die 
Industrialisierung aus dem Pauperismus bot, klar erkannt und beschrieben. 
Aber »langfristig sind wir alle tot«, hielt John Maynard Keynes den klassischen 
Ökonomen entgegen, die völlig auf die Selbstheilungskräfte einer deregulierten 
Marktwirtschaft vertrauten.^^

Gewinner und Verlierer der Industrialisierung lassen sich nicht auf der Ag­
gregatshöhe des Sozialprodukts bestimmen und die soziale Lage der Unter­
schichten wird nicht allein durch ihren Anteil am Sozialprodukt beschrieben, 
wie die Darstellung von Jürgen Kocka vor Augen führt.®“ Das Eindringen von
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H. Sedatis, 1979, S. 71.
H. Sedatis, 1979, S. 34.

' T. Nipperdey, Deutsche Geschichte 1806-1866, S. 205.
»In the long run, we are all dead«, zitiert nach B. Felderer und S. Homburg, 1987, S. 97. 
J. Kocka, 1990.
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Marktbeziehungen in die ehemals ständisch gebundene Gesellschaft und die au- 
ßerordendich beschränkten Umverteilungsmöglichkeiten des Staates setzte 
Handwerker und Landarbeiter und ihre Familien im Umwälzungsprozeß der 
Industrialisierung einem bisher nicht so empfundenen Verelendungsrisiko aus, 
das die rasche Umsetzung von Mohls wirtschaftspolitischem Konzept für große 
Teile der Bevölkerung wahrscheinlich tatsächlich unerträglich gemacht hätte.
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Im Staatsdienst

Noch vor der Veröffentlichung seines Erstlingswerkes fand Mohl Aufnahme in 
den Staatsdienst als Assessor der Oberzolladministration.' Dabei halfen ihm die 
glänzend bestandene Dienstprüfung^ und der Gewinn des akademischen Prei­
ses ebenso wie die guten Verbindungen seines einflußreichen Vaters. Aus der 
Sicht des Finanzministeriums konnte Mohl als idealer Absolvent der staatswirt­
schaftlichen Fakultät gelten, die auf Initiative des Ministeriums eingerichtet 
worden war, um für die komplexer werdenden Aufgaben des Staates wissen­
schaftlich quahfizierten Nachwuchs zu gewinnen. Die in dieser Zeit stattfin­
denden Zollvereinsverhandlungen Württembergs mit den Staaten des Deut­
schen Bundes verlangten gründliche Kenntnisse der Handels- und Gewerbe- 
verhälmisse des eigenen Landes, über die man in den zwanziger Jahren noch 
nicht verfügte. Die zahlreichen und umfangreichen Gutachten Mohls für das 
Ministerium zeigen, daß man sich auf seine Kenntnisse und Fähigkeiten zu 
wissenschaftlich fundierter Untersuchung stützte.^ Die erste Statistik über die 
württembergischen Gewerbebetriebe, die die Oberzolldirektion 1831 erstellte, 
trägt die Handschrift Moriz Mohls, der sich auch im Staatsdienst als Wissen­
schaftler verstand.“* Die »fortwährende Erforschung der wechselnden Bedürf­
nisse dieser Quellen des National-Wohlstandes« nannte er selbst als Motivation 
für »den angestrengtesten Eifer in meinem administrativen Wirkungskreise«. * 

Sehr rasch strebte Mohl seinem Karrierehöhepunkt im Staatsdienst entge­
gen. Im April 1832 bestellte Finanzminister Vambüler ihn zum technischen 
Beirat für den württembergischen Geschäftsträger in Berlin, Freiherrn von 
Linden, nachdem Schwierigkeiten bei den Zollvereinsverhandlungen in Berlin 
Anfang 1832 zur Ablösung des bisherigen Beirats geführt hatten. Diese Mission 
nach Berlin prägt das Bild Mohls sowohl in den Memoiren seines Bruders wie

’ Vgl. Königlich-württembergisches Hof- und Staats-Handbuch 1828, S. 579. Eine Personalakte 
Mobls war nicht auffindbar. Der Abschnitt konzentriert sich auf einen knappen Überbhck, da auf 
eine umfassende Sichtung der Akten der Behörden, in denen Mohl als Beamter beschäftigt war, 
angesichts der zentralen Fragestellung der Arbeit, die sich auf Mohl als Parlamentarier richtet, ver­
zichtet werden mußte.

^ R. Mohl, Lebenserinnerungen, Bd. i, 1902, S. 39.
5 HSTAST,E22i,BÜ4ii5undBÜ4i8o.
'* Vgl. zu dem Bericht F.-F. Wauschkuhn, Textilindustrie, 1974, S. 211 und K. Megerle, Indu- 

striahsierung, 1975/1976, S. 329. Der Bericht selbst HSTAST, E 221, Bü 4 184.
* HSTAST, E5, Kabinettsakten III, Bü 72 »Dankschreiben von Inländern«, Blatt 7, Brief Moriz 

Mohl an König WUhelm I. vom 12.2.1828.



40 Drittes Kapitel

m der älteren und jüngeren Forschung und verdient daher eine ausführlichere 
Untersuchung, an deren Ende eine Revision dieses Bildes stehen wird.^

Es lag für Einanzminister Varnbüler nahe, Moriz Mohl mit der Aufgab 
betrauen, da dieser ihm wenige Wochen vorher einen umfangreichen Bericht 
über den preußischen Verhandlungsentwurf erstellt hatte/ Der scharfe Ton des 
Gutachtens, das keinen Artikel des preußischen Entwurfs unbeanstandet ließ, 
zeugt von einem grundlegenden Mißtrauen gegenüber Preußen. Immer wieder 
finden sich Formulierungen wie »der unzulässigste aller, von Preußen gestellten 
Anträge« oder »Sämdiche Anträge Preußens in Beziehung auf den Abschluß 
von Handelsverträgen dürften daher unbedingt zu verwerfen [...] seyen.« Fi­
nanzminister Varntsüler wußte um die kritische Haltung Mohls gegenüber 
Preußen und teilte sie, wie ein Brief des württembergischen Geschäftsträgers in 
Berlin, Freiherrn von Linden an Varnbüler vom 18.4.1832 belegt: »Assessor 
Mohl kennt sein Fach genau, was mir [...]* angenehm ist, das ist, daß er die 
Gedanken der Regierung und des Herrn Minister und dessen Stellvertreter 
über jeden Punkt genau kennt.«’

Mohl erarbeitete sofort einen Gegenentwurf zur preußischen Vorlage'“, der 
seinem Gutachten an Varnbüler entsprach. In den folgenden Verhandlungen, 
die Mohl sehr selbständig führen konnte, da Linden mit handelspolitischen 
Fragen nicht vertraut war, rang er sehr zäh um einen Vertragstext, der mit sehr 
engen Formulierungen eine einseitige Vorteilsnahme Preußens im zukünftigen 
Verein ausschließen sollte. Im Verlauf der Verhandlungen festigte sich Mohls 
Eindruck, »daß die preußische Regierung mit deutlichem Bewußtsein eine Art 
von Mediatisierung der süddeutschen Staaten in ihren kommerziell-politischen 
Rechten beabsichtigt«." Sein engagiertes Auftreten zog rasch eine Beschwerde 
der preußischen Regierung nach sich, die zur Ablösung Mohls führte.

Robert Mohl erzählt in seinen Lebenserinnerungen, die er etwa vierzig Jahre 
nach den Ereignissen niederschrieb, der Bruder Moriz habe die Verhandlungen 
ohne Rücksprache mit der Regierung in Stuttgart abgebrochen und sei nach 
Dresden, Hannover, Kassel und Darmstadt gereist, um die dortigen Regie 
gen vor einem Zollverein mit Preußen zu warnen. Eriedrich-Franz 
Wauschkuhn zitiert diesen Bericht Robert Mohls und fügt ohne Nachweis 
hinzu, daß »nicht unerhebliche diplomatische Friktionen«'^ die Folge g

e zu

run­

ewesen

H. V. Treitschke, 1872, S. 652, R. Mohl, Lebenserinnerungen, Bd. i, S. 39 f.; H. Lewin,
F.-F. Wauschkuhn, Textilindustrie, 1974, S. 209 und 217 f.

^ HSTAST, E 221, Finanzministerium, Bü 4 180, »Deutscher Zollverein, zur Geschichte des deut­
schen Zollvereins 1823-1843«, Anlage zu einem Brief Moriz Mohls an Finanzminister Freiherr 

g von Varnbüler vom 1.3.1833.
Nicht entzifferbares Wort.

^ HST AST, E 221, Bü 4 180, Brief

1922;

Linden, Berlin, 18.4.1832. H. W. Hahn, 1984, S. 68, betont,
daß die württembergische Regierung bis 1832 von einem starken Mißtrauen gegen Preußen be­
stimmt war.
H. Lewin, 1922, S. 5.
Brief Mohls an den Außenminister Beroldingen vom 25.5.1832, zitiert nach: Vorgeschichte und 
Begründung des Deutschen Zollvereins 1815-1834,1934, S. 673.
F.-F. Wauschkuhn, Textilindustrie, 1974, S. 218.

von
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seien. Ob sich Moriz Mohl diesen eklatanten Bruch aller diplomatischen Ge­
pflogenheiten tatsächlich hat zu Schulden kommen lassen, darf bezweifelt wer­
den. Es wäre sonst kaum zu verstehen, daß Moriz Mohl in Stuttgart auf seine 
alte Position zurückkehren durfte und Einfluß auf die Zollverhandlungen 
behielt.'^ Die Anekdote charakterisiert unabhängig von ihrem Wahrheitsgehalt 
jedoch treffend Moriz Mohls unerschütterliches und rücksichtsloses Festhalten 
an seinen Überzeugungen. Eine Strafversetzung an die Finanzkammer nach 
Reutlingen erfolgte erst am 20.1.1834''*, als er nach dem Vertragsschluß mit 
Preußen weiterhin gegen den Zollvereinsvertrag opponierte.

Der Mißerfolg in Berlin hat schon zu seinen Lebzeiten spöttische Kommen­
tierung erfahren. Heinrich von Treitschke urteilte 1872 über den großdeutschen 
Gegner: »Welch eine weitschweifige Kleinlichkeit, welche Lust am unfruchtba­
ren Streite, welche Fülle unverdauter Gelehrsamkeit, welch hartnäckiges Miß­
trauen gegen Preußen! Der frühreife Staatsweise entfaltete bereits alle jene 
Talente, die noch vierzig Jahre später den deutschen Reichstag bezaubern soll­
ten.«'* Und selbst Otto Elben, der Verleger des Schwäbischen Merkurs und 
langjähriger Abgeordnetenkollege Mohls im Landtag, verzichtet in seinem 
Nekrolog für Mohl nicht auf dieses wenig schmeichelhafte Zitat."^ Sein Bruder 
Robert schließlich sah in der Mission nach Berlin »die Veranlassung zu einer 
völligen Störung der Laufbahn und die Ursache zu einer Verfehlung des Le­
benszwecks«.'*'

Hans Lewin untersuchte in seiner Dissertation über den Handelspolitiker 
Moriz Mohl die Verhandlungen in Berlin, ohne im Urteil über die Polemik 
Treitschkes hinauszugelangen, die er ohne Quellenangabe wörtlich zitiert.'® 
Friedrich-Franz Wauschkuhn übernimmt durch Hans Lewin die Darstellung 
Treitschkes und wertet die Entsendung Mohls als »Mißgriff« des Finanzmini­
sters, da ihm der Charakter Mohls nicht bekannt gewesen sei.'^

Unabhängig davon, wem nun die Hauptverantwortung für den Verlauf der 
Berliner Mission zuzuschreiben ist, bedeutete sie eine herbe Zäsur in Mohls 
Leben, der sich aufgrund seiner fachlichen Kompetenz und Herkunft als zu­
künftiger Finanzminister Württembergs sah. So schlug er Anfang der 1830er 
Jahre, wahrscheinlich nach seiner Berliner Mission, das Angebot einer Profes­
sur an der staatswirtschaftlichen Fakultät in Tübingen aus, weil er darin nur den 
Versuch sehen konnte, ihn von einer weiterführenden Karriere im Staatsdienst
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Vgl. den Bericht des preußischen Gesandten ln München nach Berlin vom 29.12.1832, in; Ge­
sandtschaftsberichte aus München,1950, S. 278, Anm i.
SchwäbischeChronikvom 30.1.1834.

’* H.v.Treitschke, 1872, S. 652.
Schwäbische Kronik, Nr. 44, 22.2.1888.
R. V. Mohl, Lebenserinnerungen, Bd. i, 1902, S. 40.

'® Zu H. Lewin eine knappe Bemerkung bei O. Borst, 1966, S. 114, Anm. i. H. Lewin konzen­
triert sich zum einen zu stark auf die Person Mohls und seinen sicher schwierigen Charakter und 
gibt deskriptiv dessen Positionen wieder, ohne zu fragen, inwieweit er die Linie der Smttgarter 
Regierung vertreten habe.
F.-F. Wauschkuhn, Textilindustrie, 1974, S. 209.
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abzuhalten.^° Zwei Jahre nach seiner Versetzung ließ er sich im Frühjahr 1836 
für eine Erholungsreise, die ihn nach Frankreich führte, zunächst ein halbes 
Jahr beurlauben. Im September 1836 mußte er seinen Dienstherren, Finanzmi­
nister Herdegen, von Le Havre aus um ein weiteres Jahr Urlaub bitten, da 
durch »anhaltende Nervenkrankheiten« sein »Nervenkostüm zerrüttet« sei.^’ 
Mohl'plante für dieses Jahr eine ausgedehnte »gewerbswissenschafdiche Reise« 
durch ganz Frankreich und nach England.^^ Das Reisesttpendium des Vaters 
erlaubte es ihm jedoch, diesen Auslandsaufenthalt bis in den Sommer 1841 
auszudehnen, als ihn die schwere Krankheit der Mutter nach Stuttgart zurück­
rief. Die Regierung verlor für diese Zeit den einzigen »profilierten Gewerbepo­
litiker« und war bei der Vergabe von Förderungskrediten nun auf die Gutach­
ten der »Gesellschaft für Beförderung der Gewerbe« angewiesen^^, deren 
»maßgebliches« Mitglied Mohl gewesen war.^“*

Über den genauen Verlauf dieses fünfjährigen Forschungsaufenthaltes gibt 
es keine Nachrichten. Robert Mohl beklagt, daß sein Bruder die meisten Jahre 
in Le Havre verweilt habe und neben einem kurzen Aufenthalt in Paris wenig 
mehr als die Industrie der Normandie gesehen hätte.^* Mohl verbrachte 1838 
sieben Monate in Dieppe und im Departement Oise und untersuchte im Winter 
1838/39 in Le Havre die französische Korbflechterei und die Ausfuhr ihrer 
Waren über Le Havre.^* In Paris, von wo er im Juli 1841 abreisen mußte, 
besuchte er neben der Gewerbeausstellung Werkstätten, Volksschulen und 
technische Schulen. Dieser mehrjährige Auslandsaufenthalt, der ihn auch nach 
England führte, verschaffte ihm später in der württembergischen Kammer 
einen Kenntnis- und Erfahrungsvorsprung^^ Jer es ihm erlaubte, die württem­
bergischen Verhälmisse mit der so gewonnenen intellektuellen Distanz radikal 
zu kritisieren und die Kritik jederzeit mit Berichten über seine Studien in 
England und Frankreich zu belegen.

Die Abwesenheit von Stuttgart verbesserte nicht nur seine Gesundheit, 
sondern auch die formale dienstliche Stellung. Am 11.9.1837 beförderte ihn der 
König vom Assessor zum Finanzrat in Reutlingen und im Februar 1838
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ver-

R. V. Mohl, Lebenserinnerungen, Bd. i, 1902, S. 168.
BriefkonzeptMohls an Herdegen vom 28,9.1836, LB Stuttgart, Cod. hist. 4° 506/III 32. Vgl. dazu 
auch weitere Briefe von Mohl und Herdegen in LB Stuttgart, Cod. hist. 4° 742, Fase, r, Umschlag 
»MohJ persönliche Papiere«.
Cod. hist. 4°, 506/111 32, Briefkonzept Mohls an Herdegen vom 2.10.1836.
So F.-F. Wauschkuhn, Staatliche Gewerbepolitik, 1977, S. 22.

^ W. A. Boelcke, Wege und Probleme, 1973, S. 476. Die Gesellschaft war ein privater Verein, der 
staatliche Unterstützung erhielt und direkten Zugang zum König hatte. Vgl. P. Gehring, Wirt­
schaftsleben, 1949/1950, S. 233 und ausführlich F.-F. Wauschkuhn, Textilindustrie, 1974,
S. 225-231.
R. V. Mohl, Lebenserinnerungen, Bd. i, 1902, S. 41.

^ HSTAST, E 143, Bü 3 206, Schlußvortrag Moriz Mohls an den König, Stuttgart 1.7.1844.
Vgl. B. Mann, Württemberger, 1975, S. 211, Anm. 20, der darauf hinweist, daß nur sehr wenige 
Abgeordnete der Paulskirche »als >weitgereist< galten - der provinzielle >Erfahrungshorizont< 
überwog«.
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band er die Rückversetzung Mohls an das Steuercollegium in Stuttgart mit der 
Ernennung zum Obersteuerrat/* Der Kredit Mohls war auch soweit wieder 
hergestellt, daß die württembergische Regierung ihn in einer königlichen Ent­
schließung vom 19.5.1838 beauftragte, französische Warenmuster im Wert von 
3 000 fl. zu erwerben.^^ Die Einkäufe Mohls, die aus sogenannten Tabletterie- 
waren wie Kämmen, Knöpfen, Bürsten und Spangen bestanden, bildeten den 
Grundstock der gewerblichen Mustersammlung der Zentralstelle für Gewerbe 
und Handel. Die 982 Muster sollten einer frühen Form des Technologietrans­
fers dienen, der den württembergischen Gewerbetreibenden Anregungen für 
eigene Produkte geben und ihre Konkurrenzfähigkeit steigern sollte. Mohl 
beschrieb daher in mühevoller, jahrelanger Arbeit den jeweiligen Fertigungs­
gang und die dazu verwendeten Maschinen, wofür er sich im Winter 1843/44 
noch einmal beurlauben ließ.

Das Schicksal der Musterkollektion steht beispielhaft für eine ganze Reihe 
weiterer Unternehmungen Mohls, die im Laufe der Untersuchung vorgestellt 
werden. Nicht weniger als fünfeinhalb Jahre vergingen vom Kaufauftrag bis zur 
öffentlichen Ausstellung Ende 1844 durch die Centralleitung des Wohltätig- 
keitsvereins.3° Die wiederholten Anfragen des Finanzministeriums, ob die Mu­
ster nicht veralteten, beantwortete Mohl mit der Bitte, die Ausstellung nicht 
ohne seine Erläuterungen zu eröffnen, zumal er selbst keine Bedenken über die 
Aktualität der Muster hege.^' Kaum drei Jahre später, im Sommer 1848, meldete 
die Centralleitung des Wohltätigkeitsvereins, sie habe die Ausstellung abge­
räumt, »da eine Nachfrage hiernach lediglich nicht mehr stattfindet.«^^ Auch der 
Wert der Kollektion selbst wurde von einer Kommission von Gewerbetreiben­
den unter dem Vorsitz des Geheimen Rates Pistorius kritisiert, die feststellte, 
»daß die Machart als Mode- und Luxus Artikel nicht passend sei für Württem­
berg«.” Diese Bewertung war in der Sache wahrscheinlich nicht gerechtfertigt 
und illustriert die Klagen Mohls über die Provinzialität des württembergischen 
Gewerbes. Die Antwort, die Mohl in Gegenwart des Königs für die königliche 
Kommission fand, vermittelt jedoch einen Eindruck von den Ursachen, die ihn 
in seiner Beamtenstellung nicht glücklich werden ließen:
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Schwäbische Chronik vom 20.9.1837 und vom 18.2.1838.
Vgl. den zitierten Schlußvortrag Mohls vom 1.7.1844. Dazu auch die oben bereits im Zusammen­
hang mit dem Urlaubsantrag genannten Briefe an und von Mohl. Dieser Betrag ist von beachtli­
cher Höhe, wenn man ihn mit den Gesamtkosten der einzelnen Kunst- und Industrieausstellun­
gen in Württemberg vergleicht. H. Schwankl, 1988, S. 81, nennt für 1836 den Betrag von 436 fl. 
und für 1839 den Betrag von 18550. Das Musterlager der Zentralstelle wird von ihm nicht berück­
sichtigt.
HSTAST, E 143, Bü 3 206, Bericht der Centralleimng des Wohltätigkeitsvereins an das Innenmi­
nisterium vom 6.6.1848, in dem sie den Erhalt der Sammlung am 12.11.1844 bestätigt.

” Vgl. seinen Schlußvortrag vom i .7.1844.
” Vgl. den zitierten Bericht vom 6.6.1848.
” So referiert Mohl das Ergebnis in seinem Schlußvortrag vom 1.7.1844.
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»Vor allem muß ich mir nun erlauben, hinsichtlich dieser Commission zu be­
merken, daß ich kein einziges Mitglied derselben in dieser Angelegenheit als 
sachverständig anerkennen kann. [...] Um das zu sein, muß man selbst vor Ort 
gewesen sein.«^''

Diese Mischung aus Courage und Selbstüberhebung war Mohls Anteil an der 
Zerüttung seines Beamtenverhältnisses. Die Regierung trug ihren Teil durch die 
Unterdrückung der politisch unliebsamen Publizistik Mohls bei. Am selben 
Tag, an dem Mohl seinen Schlußvortrag vor dem König hielt, versetzte und 
degradierte dieser ihn wieder auf eine Ratsstelle in Tübingen.^* Der Tonfall 
Mohls mag dem König diese Entscheidung sehr erleichtert haben, die tieferlie­
gende Ursache war jedoch dessen publizistisches Engagement, das das Mißfal­
len der Regierung erregte. In zwei Artikeln der Allgemeinen Zeitung 
I. und 15. April 1844 und in zwei Artikeln in der Schwäbischen Chronik vom 
20. April und 9. Mai 1844 attackierte Mohl die Pläne der städtischen Verwal­
tung Stuttgarts, die städtischen Verbrauchssteuern, das sogenannte Oktroi, 
auch auf Wein, Obstmost und Branntwein zu erheben und verlangte die gänz­
liche Abschaffung dieser Steuerart. In seiner Argumentation gegen diesen 
»Mißgriff der Verwaltung von unabsehbaren Folgen« erweist er sich nicht 
letzten Mal als der Anwalt der Unterschichten. Die Verbrauchssteuern förder­
ten den Preisauftrieb und über die Entstehung eines Schwarzmarktes die Ver­
fälschung und Verschlechterung der Lebensmittel: »Der Erfolg dieses Jammer­
zustandes ist, daß die arbeitende Klasse, so weit sie nicht besonders gut belohnt 
ist, und überhaupt alle Familien, welche nur auf ein kleines Einkommen ver­
wiesen sind, in Hunger und Kummer leben.«^^ Auch werm Mohl sich mit seiner 
Kritik in bester Gesellschaft befand, da die beiden Kammern am 3.4.1843 in 
einer Adresse an den König selbst die sozial bedenklichen Folgen des Oktrois 
beklagt hatten, so wollten die städtische Verwaltung und das Innenministerium 
als Aufsichtsbehörde die eigenen Steuerpläne doch nicht von einem ranghohen 
Finanzbeamten als »Aussatz« und »ewige Krankheit« kommentiert sehen.^^ Im 
Wahlkampf für die erste verfassunggebende Landesversammlung 1849, in dem 
er als Kandidat der Volkspartei in Stuttgart antrat, versäumte es das demokrati­
sche Parteiblatt nicht, den letztlich erfolgreichen Einsatz für die Abschaffung 
des Oktroi um den Preis der Versetzung für Mohl ins Feld zu führen.^*
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vom

nun

zum

Schiußvortrag an den König 
befangenen Urtheile« habe ihn bestimmt, die Exponate nicht ohne Erläuterungen zu zeigen. 
Schwäbische Chronik vom 11.7.1844, Nr. 187, zitiert die königliche Entschheßung vom i.Juli 
1844. Mohl erwähnte die Gründe für seine Versetzung in der Paulskirche, Stenographischer Be­
richt über die Verhandlungen der deutschen konstituierenden Nationalversammlung zu Frank- 
furt am Main, hrsg. von Franz Wigard, S. 5 108 anlaßUch einer Beratung über Steuerfragen.

^ Schwäbische Chronik vom 20.4.1844, S. 430.
Schwäbische Chronik vom 9.5.1844. Dort auch das Zitat der Adresse.
Beobachter vom 1.8.1849, N**. 191. Auch Otto Elben erinnert sich 44 Jahre später in seinem Ne­
krolog für Moriz Mohl an den Streit um das Oktroi als Grund für seine Versetzung, Schwäbische 
Chronik vom 22.2.1888, Nr. 44.

1.7.1844. »Gerade die Voraussicht solcher kenntnislosen odervom
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Die Versetzung nahm der König bereits nach wenigen Monaten am 
13.11.1844 wieder zurück^^, zum einen aus Rücksicht auf seinen ehemaligen 
Innenminister, den verwitweten und kranken Vater Mohls, zum anderen »weil 
man seine Kenntnisse nicht entbehren konnte«."*“

Die Publikation der Erläuterungen zu den französischen Musterwaren 
durch die Cottasche Verlagsbuchhandlung im Frühjahr 184 5 verbesserte Mohls 
Position im Staatsdienst noch einmal"*', wie er an Georg Friedrich Cotta 
schrieb: »Hochdesselben so wohlbewährtes persönliches Wohlwollen leiht 
meinem Verhältnisse zur Regierung einen rosafarbenen Scheinf...].«"*"'

Dieses persönliche Wohlwollen bezog sich auch auf die großzügige Unter­
stützung, die Cotta durch den Druck des voluminösen, fast 6 00-seitigen, mit 
zahlreichen Stichen versehenen Werkes gewährte, von dem sich weder Autor 
noch Verleger den geringsten finanziellen Gewinn erwarteten."*^ Nicht weniger 
als 300 Exemplare verschenkte Cotta darüber hinaus an Mohl"*"*, der wiederum 
der württembergischen Regierung 150 davon zur Verteilung überließ."**

Das Buch besteht im ersten, längeren Teil in den von Mohl erarbeiteten ■ 
Beschreibungen der für die Mustersammlung erworbenen französischen Ma­
nufakturerzeugnisse und ihrer Produktion. Der zweite Teil entwirft exempla­
risch für die Städte Geislingen, Göppingen und Gmünd ein Konzept für die 
Verbesserung der gewerblichen Infrastruktur. Die Einleitung des Buches nutzt 
Mohl noch einmal für ein Plädoyer zugunsten seines industriepolitischen Kon­
zeptes, indem er für Gewerbefreiheit, für die Förderung des strukturellen 
Wandels hin zu einer fabrikmäßigen Produktion und für einen wirksamen 
Zollschutz vor der ausländischen Konkurrenz wirbt. Gestützt auf französische 
Statistiken und seine eigenen Beobachtungen versucht die Einleitung, die Be­
denken gegen die sozialen Folgen der Industrialisierung zu widerlegen. Dabei 
läßt Mohl es sich nicht nehmen, in der Oktroifrage nachzusetzen und die 
Schädlichkeit des Pariser Oktrois zu schildern.'*'^

Die Aufnahme des Buches war nicht nur bei der Regierung außerordentlich 
positiv. Der königliche Studienrat empfahl »dringend« die Anschaffung für alle 
Realschulen des Landes und das Innenministerium versandte an alle Oberämter 
ein Exemplar."**’ Die Schwäbische Chronik rezensierte das Werk begeistert und

Die Schwäbische Chronik vom 28.11.1844, zitiert die Königliche Entschließung, daß
Mohl »seinem unterthänigsten Ansuchen gemäß, auf seine frühere Rathsstelle bei dem Steuerkol­
legium gnädigst zurückversetzt« werde.
R. Mohl, Lebenserinnerungen, Bd. i, 1902, S. 40.
M. Mohl, Zu den gewerbswissenschaftlichen Ergebnissen meiner Reisen in Frankreich, Stuttgart 
und Tübingen 1845.
Brief Moriz Mohl an Georg Friedrich Cotta vom i .12.1844, Cotta-Archiv Marbach.
Dazu der Vertragsentwurf Cottas vom 15.7.1844 und die Antwort Mohls vom gleichen Tag, ebd. 
Brief Moriz Mohls an Cotta vom 28.2.1845.
Bericht Mohls an den Finanzminister vom 12.2.1845, HSTAST, E 143, Bü 3 206.
M. Mohl, Gewerbswissenschaftliche Reise, 1845, S. 25.
Bericht des königlichen Studienrates an das Innenministerium vom 5.4.1845, HSTAST, E i43,Bü 
3 206.
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berichtete, daß es auch an die beiden Kammern verteilt worden seid* Ferner 
wurde in einer umfangreichen Besprechung gleichsam eine Volksausgabe des 
Mohlschen Folianten vorgelegtd^

Die Regierung beauftragte ihn bereits im Herbst 1844, nachdem ihr die 
handschriftliche Fassung vorlag, mit der Erstellung eines Konzeptes zur Ge­
werbeförderung in Geislingen und Gmünd, für das er in seinem Buch bereits 
Vorarbeiten geleistet hatte.*“ Sollte die Regierung mit diesem Angebot, das den 
Interessen und Fähigkeiten Mohls entgegenkam, eine versöhnliche Geste beab­
sichtigt haben, so erreichte sie ihn nicht mehr. »Ich erwarte gar nichts von dieser 
Regierung und wünsche auch, aufrichtig gesagt, nichts von dieser Regierung«, 
führte Mohl den oben zitierten Dankesbrief an Cotta fort.*' Der Brief zeigt 
auch, daß er sich von seiner eigenen Beamtenkarriere nichts mehr erhoffte: 

»Wenn man aber im Staatsdienste einmal durch eine vielfältige Erfahrung weiß, 
daß man es mit einem Regiment zu thun hat, bei welchem eine honnete und ver­
nünftige Wirksamkeit immer wieder unfehlbar an kleiner Gesinnung und klein- 

. liehen Interessen scheitert, so ist man zufrieden, werm man außerhalb der Sphäre 
in der dieses Rad herumgetrieben wird, steht, und neben einem unbedeutenden 
Amtsberufe so viele Zeit für Privatstudien bleibt, um auf dem Wege der Öffent­
lichkeit über den Köpfen dieser kleinen großen Herren hinweg, an den Schwin­
gungen seiner Zeit Theil zu nehmen.«

Die innere Verabschiedung aus dem Staatsdienst hatte Mohl schon längst voll­
zogen, als er nach seiner Wahl in die Paulskirche im Mai 1848 um seine 
Entlassung bat. Er beendete ein Doppelleben, in dem der Publizist seinen 
Verleger »um höchste Diskretion über die Autorschaft«*"' bitten und sich selbst 
als Verfasser verleugnen mußte*^ um als Beamter überleben zu können. Moriz 
Mohl begann mit 46 Jahren eine zweite Karriere, die fast doppelt so lang wie 
seine Beamtenlaufbahn dauern sollte.

Schwäbische Chronik vom 14.3.1845, Nr. 72.
W. Jung, Der Gewerbsmann und die gewerblichen Verhältnisse in Württemberg, zugleich eine 
Würdigung der gewerbswissenschaftlichen Reise in Frankreich von Herrn Moriz Mohl, Ulm
'845.

* Bericht Mohls an den Finanzminister, Reutlingen, 26.11.1844, HSTAST, E 143, Bü 3 206.
* In einem Brief vom ii. Juni 1844 an den leitenden Redakteur der AZ Gustav Kolb fand Mohl 

noch deutlichere Worte: »In welchen Abgrund wird dieses Regiment noch versinken Hurenwirt­
schaft, Judenwirtschaft usw.« Mohls Antisemitismus erfährt in dem Kapitel zur Paulskirche eine 
ausführliche Darstellung. Zu Kolb vgl. B. Duczek, 1988.

*"' Brief Mohls an Cotta vom 8.5.1841, Cotta-Archiv Marbach.
*^ Brief Mohls an Kolb vom 18.9.1842, ebd.
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Die Werbung um das Mandat und der Wahlkampf 
für die Nationalversammlung

Der Ausbruch der Revolution wurde von Moriz Mohl als Gerücht über das 
Auftreten von Bauernunruhen wahrgenommen. In größter Eile schrieb er dem 
Bruder Robert am 11.3.1848: »Lieber Robert, nach neuerer Aufklärung geht 
hier unt. d. gemein. Leuten die Sage, die Bauern wollen den König und den 
Adel verjagen; die Soldaten seyen entschlossen, keinen Linger geg. die Bauern 
zu rühren. [...] Dies Alles ist wahrscheinl. für jetzt bloßes Geschrey [...]«.' 
Nahezu täglich teilte Mohl seinem Bruder in den folgenden Wochen die Ereig­
nisse aus Stuttgart mit. Die außerordentliche Verdichtung des Briefwechsels 
korrespondiert mit der raschen Umwälzung seiner Lebensverhältnisse. Dies 
bezieht sich nicht nur auf die berufliche Stellung, sondern auch auf die politi­
schen Grundhaltungen.

Der erste Teil dieses Kapitels schildert die Motivation für den Entschluß 
Mohls, Abgeordneter zu werden, und die Suche nach einem geeigneten Wahl­
kreis, den er im Wahlkreis Aalen-Heidenheim fand. Dabei kommt die frühe 
Phase der Entwicklung politischer Parteiorganisationen ebenso in den Blick 
wie die Wahrnehmung der Volksbewegung durch Mohl. Der zweite Abschnitt 
entwickelt die revolutionäre Situation, die Mohl bei der Ankunft im Oberamt 
Aalen vorfand. Die Darstellung des Wahlkampfes im dritten Teil folgt den 
Fragen nach Programm und Qualifikation der Kandidaten, nach der Auswahl 
der Bewerber, nach den Organisatoren und den Formen des Wahlkampfes.

I. Die Bewerbung um eine Kandidatur

Am 8.3.1848 beauftragte der König den gemäßigt liberalen Abgeordneten Gu­
stav Heinrich Duvernoy"“ mit der Bildung einer neuen Regierung. Wie in 
anderen Staaten des Deutschen Bundes übernahmen auch in Württemberg die 
Führer der liberalen Kammeropposition die Regierung in den sogenannten 
Märzministerien. Moriz Mohl sah darin jedoch weniger den Erfolg der libera­
len Partei als vielmehr die Möglichkeit für eine Reihe seiner Bekannten, die

' Brief Moriz Mohls an Robert Mohl, Nr. 48.
^ Gustav Heinrich Duvernoy (1802-1890), promovierter Jurist und Privatgelehrter, von 1833-1848 

und 1851-1868 Mitglied des württembergischen Landtags, den H. Brandt, Parlamentarismus, 
1987, S. 592-593, als Abgeordneten aus Leidenschaft schildert.



Viertes Kapitel

Ministerposten unter sich zu verteilen: »Es ist mir nicht bekannt, daß es einem 
Menschen eingefallen wäre, mich zum EM. (Finanzminister, J.W.) zu wollen.«^ 
Die Gründe dafür erkannte Mohl zuerst in persönlichen Differenzen, die er mit 
den Führern der liberalen Partei pflegte.'* Der Führer der liberalen Opposition 
Friedrich Römer* selbst stand bereits 1847 einer Kandidatur Mohls für das 
durch Tod verwaiste Landtagsmandat von Gmelin^ ablehnend gegenüber, die 
ihm die liberale Landtagsopposition angeboten hatte. Da die liberalen Partei­
führer ihm die Mitarbeit als Regierungsmitglied an den kommenden Reformen 
verwehrten, erwog Mohl in der zweiten Märzhälfte, sich durch ein Landtags­
mandat an der Politik zu beteiligen:

»Darüber, ob ich suchen soll, in unsere Kammer gewählt zu werden, bin ich 
noch nicht mit mir im Reinen. Ich habe gar keine persönliche Neigung dazu na­
mentlich ist mir das stupide Parteienwesen so entsetzlich zu wider, u. bin im 
Zweifel, ob ich nicht durch Schreiben vielleicht mehr bewirke, doch sehe ich 
wohl ein, daß man durch persönl. Theilhabe oft leichter Übels verhindern oder 
Vernünftiges bewirken kann, als durch Schreiben.«^

Vierzehn Tage später nahm er »mit größtem Vergnügen«* das Angebot Fried­
rich Rödingers und einiger seiner Freunde an, in Fleilbronn zu kandidieren. 
Friedrich Römer, der vom König zum Justizminister berufen worden war, hatte 
am selben Tag den Landtag aufgelöst und Neuwahlen nötig gemacht. Friedrich 
Rödinger^ war einer der Mitorganisatoren der Göppinger Volksversammlung 
vom Vortag, zu der die Anhänger des Märzministeriums eingeladen hatten.'“ 
Ziel der Veranstaltung war es, durch die Gründung von »vaterländischen Ver­
einen« in Württemberg die Bevölkerung politisch zu mobilisieren und durch 
die Organisation von Wahlkämpfen und Kandidatenaufstellungen das neue 
Ministerium bei den Neuwahlen zu stärken." Nach dem in Göppingen be­
schlossenen Programm sollten »in jedem Orte« ein vaterländischer Verein 
gegründet werden, der über den Verein der Oberamtsstadt den Kontakt mit 
den anderen Vereinen des Bezirkes pflegen sollte. Der Verein in Stuttgart 
verband als »Flauptverein« durch gegenseitige Information die Vereine im
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3 Brief Moriz Mohl an Robert Mohl vom 12.3.1848, Nr. 51.
'* Brief Moriz Mohl an Robert Mohl vom 12.3.1848, Nr. 51.
* Friedrich Römer (1794-1864), Jurist, seit 1819 als Kriegsrat im württembergischen Staatsdienst, 

seit 1831 Mitghed des Landtags, mußte als Oppositioneller 183 3 aus dem Staatsdienst ausscheiden, 
bis 1838 »vitale Mitte und Kraftzentrum« der liberalen Partei (H. Brandt, Parlamentarismus, 
1974, S. 586, dort auch ein kurzes Porträt), 1838 keine Kandidatur, kehrte er 1845 in den Landtag 
zurück. Im März 1848 zum Justizminister in Württemberg ernannt, Mitglied der Nationalver- 

^ Sammlung, 1851-63 Präsident der württembergischen Kammer der Abgeordneten.
Friedrich Ludwig Gmelin (1784-1847), Jurist, Mitglied des Geheimen Rates; vgl. H. Brandt, 
Parlamentarismus, 1974, S. 95, Anm. 60.

^ Brief Moriz Mohl an Robert Mohl vom 14.3.48, Nr. 54.
Brief Moriz Mohl an Robert Mohl vom 27.3.48, Nr. 61.

^ Friedrich Rödinger (1800-1868), 1825 als Burschenschaftler verurteilt, Rechtsanwalt in Smttgart, 
Mitherausgeber des Beobachters, Demokrat, Mitghed der Paülskirche und seit 1848 des Württem- 
berger Landtags.
W. Boldt, Volksvereine, 1970, S. 8. Dort auch die Darstellung der Göppinger Versammlung.

" Vgl. dazu das Göppinger Programm, abgedruckt bei W. Boldt, Volksvereine, 1970,8. 239 ff.






































































































































































































































































































































































































































































































































































































































